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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

INTERNATIONALE ÜBEREINKÜNFTE 

BESCHLUSS DES RATES 

vom 20. Januar 2014 

zur Verlängerung des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Regierung der 
Russischen Föderation über wissenschaftliche und technische Zusammenarbeit 

(2014/50/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 186 in Verbindung mit Arti­
kel 218 Absatz 6 Buchstabe a Ziffer v, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zustimmung des Europäischen Parlaments ( 1 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit Beschluss 2000/742/EG ( 2 ) hat der Rat dem Ab­
schluss des Abkommens zwischen der Europäischen Ge­
meinschaft und der Regierung der Russischen Föderation 
über wissenschaftliche und technische Zusammenarbeit 
(im Folgenden „Abkommen“) zugestimmt. 

(2) Artikel 12 Buchstabe b des Abkommens sieht insbeson­
dere vor, dass das Abkommen im gegenseitigen Einver­
nehmen der Vertragsparteien jeweils um weitere Fünfjah­
reszeiträume verlängert werden kann. Mit dem Beschluss 
2009/313/EG ( 3 ) hat der Rat zuletzt die Verlängerung des 
Abkommens um weitere fünf Jahre genehmigt. 

(3) Im Anschluss an eine gemeinsame Überprüfung des Ab­
kommens nahmen beide Vertragsparteien die Empfeh­
lung unabhängiger Experten zur Kenntnis, dass das Ab­
kommen in seiner derzeitigen Form um weitere fünf 
Jahre verlängert werden sollte. 

(4) Nach Ansicht der Vertragsparteien liegt eine Verlänge­
rung des Abkommens im beiderseitigen Interesse. 

(5) Das Verlängerungsabkommen wird inhaltlich mit dem 
Abkommen identisch sein, das am 20. Februar 2014 
ausläuft. 

(6) Infolge des Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon am 
1. Dezember 2009 tritt die Union an die Stelle der Eu­
ropäischen Gemeinschaft, deren Rechtsnachfolgerin sie 
ist. 

(7) Die Verlängerung des Abkommens sollte im Namen der 
Union genehmigt werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verlängerung des Abkommens zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft und der Regierung der Russischen Föderation 
über wissenschaftliche und technische Zusammenarbeit um wei­
tere fünf Jahre wird im Namen der Europäischen Union geneh­
migt. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates nimmt im Namen der Union gegenüber 
der Regierung der Russischen Föderation die Notifizierung ge­
mäß Artikel 12 Buchstabe b des Abkommens vor, dass die 
Union ihre für die Verlängerung des Abkommens erforderlichen 
internen Verfahren abgeschlossen hat. 

Artikel 3 

Der Präsident des Rates gibt im Namen der Union folgende 
Erklärung ab: 

„Infolge des Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon am 
1. Dezember 2009 ist die Europäische Union an die Stelle 
der Europäischen Gemeinschaft getreten, deren Rechtsnach­
folgerin sie ist; von diesem Zeitpunkt an übt sie alle Rechte 
der Europäischen Gemeinschaft aus und übernimmt all ihre 
Verpflichtungen. Daher müssen alle Bezugnahmen auf ‚die 
Europäische Gemeinschaft‘ im Wortlaut des Abkommens, so­
weit angemessen, als Bezugnahmen auf ‚die Europäische Uni­
on‘ gelesen werden.“
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( 1 ) Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht. 
( 2 ) Beschluss des Rates 2000/742/EG vom 16. November 2000 über 

den Abschluss des Abkommens zwischen der Europäischen Gemein­
schaft und der Regierung der Russischen Föderation über wissen­
schaftliche und technische Zusammenarbeit (ABl. L 299 vom 
28.11.2000, S. 14). 

( 3 ) Beschluss 2009/313/EG des Rates vom 30. März 2009 zur Verlän­
gerung des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft 
und der Regierung der Russischen Föderation über wissenschaftliche 
und technische Zusammenarbeit (ABl. L 92 vom 4.4.2009, S. 3).



Artikel 4 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 20. Januar 2014. 

Im Namen des Rates 
Die Präsidentin 

C. ASHTON
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VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 88/2014 DER KOMMISSION 

vom 31. Januar 2014 

zur Festlegung eines Verfahrens zur Änderung von Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates über die Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung 

von Biozidprodukten 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 über die 
Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von Biozid­
produkten ( 1 ), insbesondere auf Artikel 28 Absatz 5, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Kategorien 1, 2, 3, 4 und 5 von Anhang I der Ver­
ordnung (EU) Nr. 528/2012 sind gut definiert, so dass 
gewisse Annahmen zu den Eigenschaften der in diese 
Kategorien fallenden Stoffe möglich sind. Für die Auf­
nahme in Kategorie 6 dieses Anhangs muss ein Daten­
paket vorgelegt werden, das eine umfassende Bewertung 
des Risikos für die beabsichtigte Verwendung ermöglicht. 
Das Verfahren, nach dem eine dieser Kategorien auf An­
trag geändert werden kann, um Wirkstoffe in sie auf­
zunehmen oder die in den Kategorien festgelegten Ein­
schränkungen zu ändern, sollte transparent und für alle 
Antragsteller gleich sein. Deshalb ist sein Ablauf genauer 
festzulegen. 

(2) Die für die Aufnahme eines Wirkstoffs in Anhang I der 
Verordnung (EU) Nr. 528/2012 erforderlichen Daten 
sollten ausreichen, um nachzuweisen, dass der Stoff 
keinen Anlass zur Besorgnis im Sinne des Artikels 28 
Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 gibt. 

(3) Im Interesse der Einheitlichkeit sollte für die Einreichung 
und Validierung eines Antrags auf Aufnahme eines Wirk­
stoffs in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 
das gleiche Verfahren gelten wie für die Einreichung und 
Validierung eines Antrags auf Genehmigung eines Wirk­
stoffs. Wenn im erstgenannten Fall jedoch möglicher­
weise weniger Daten eingereicht werden müssen, sollte 
das Evaluierungsverfahren entsprechend angepasst 
werden. 

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Biozidprodukte gemäß Artikel 82 Absatz 1 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 528/2012 — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Gegenstand 

Mit dieser Verordnung werden die Verfahren festgelegt, nach 
denen Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 auf Antrag 
des Antragstellers geändert werden kann, um 

a) Wirkstoffe in die Kategorien 1, 2, 3, 4, 5 oder 6 des ge­
nannten Anhangs gemäß Artikel 28 Absatz 1 der genannten 
Verordnung aufzunehmen oder 

b) die betreffenden Einschränkungen in diesen Kategorien zu 
ändern. 

Artikel 2 

Datenanforderungen für einen Antrag 

Ein Antrag auf eine Aufnahme oder eine Änderung gemäß 
Artikel 1 muss die im Anhang der vorliegenden Verordnung 
genannten Angaben enthalten. 

Artikel 3 

Einreichung und Validierung von Anträgen 

(1) Für die Beantragung von Aufnahmen oder Änderungen 
gemäß Artikel 1 der vorliegenden Verordnung gilt das Verfah­
ren gemäß Artikel 7 Absätze 1 und 2, Artikel 7 Absatz 3 
Unterabsatz 3 sowie Artikel 7 Absatz 6 der Verordnung (EU) 
Nr. 528/2012. 

(2) Betrifft der Antrag die Kategorie 6 in Anhang I der Ver­
ordnung (EU) Nr. 528/2012, so gelten für die Validierung des 
Antrags Artikel 7 Absatz 3 Unterabsätze 1 und 2 sowie Arti­
kel 7 Absätze 4 und 5 der genannten Verordnung.
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( 1 ) ABl. L 167 vom 27.6.2012, S. 1.



Artikel 4 

Bewertung von Anträgen 

(1) Die bewertende zuständige Behörde prüft, ob erwiesen ist, 
dass der Stoff keinen Anlass zur Besorgnis gemäß Artikel 28 
Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 gibt, und welche 
Beschränkungen gegebenenfalls für seine Verwendung gelten 
sollten. Sie übermittelt der gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) ein­
gerichteten Europäischen Chemikalienagentur („die Agentur“) ei­
nen Bewertungsbericht und die Schlussfolgerungen ihrer Bewer­
tung. Bei einem Antrag auf Aufnahme in Kategorie 1, 2, 3, 4 
oder 5 in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 werden 
der Bewertungsbericht und die Schlussfolgerungen innerhalb 
von 180 Tagen nach Zahlung der Gebühren gemäß Artikel 7 
Absatz 3 Unterabsatz 3 der genannten Verordnung übermittelt. 
Bei einem Antrag auf Aufnahme in Kategorie 6 in Anhang I der 
Verordnung (EU) Nr. 528/2012 werden der Bewertungsbericht 
und die Schlussfolgerungen innerhalb von 365 Tagen nach Va­
lidierung des Antrags übermittelt. 

Bevor die bewertende zuständige Behörde der Agentur ihre 
Schlussfolgerungen übermittelt, gibt sie dem Antragsteller die 
Möglichkeit, innerhalb von 30 Tagen schriftlich zu dem Bewer­
tungsbericht und den Schlussfolgerungen der Bewertung Stel­
lung zu nehmen. Die bewertende zuständige Behörde trägt die­
ser Stellungnahme in der Endfassung ihrer Bewertung gebüh­
rend Rechnung. 

(2) Zeigt sich, dass für die Bewertung zusätzliche Angaben 
erforderlich sind, so fordert die bewertende zuständige Behörde 
den Antragsteller auf, diese Angaben innerhalb einer vorgege­
benen Frist zu übermitteln, und teilt dies der Agentur mit. Die 
Fristen gemäß Absatz 1 werden vom Tag der Anforderung 
dieser Angaben bis zum Tag ihres Eingangs ausgesetzt. Die 
Aussetzung beträgt insgesamt jedoch höchstens 180 Tage, es 
sei denn, die Art der angeforderten Angaben oder außerge­
wöhnliche Umstände rechtfertigen eine längere Aussetzung. 

(3) Ein Antrag auf Aufnahme eines Wirkstoffs in Kategorie 1, 
2, 3, 4 oder 5 in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 528/2012, 
der nach Anforderung zusätzlicher Daten gemäß Absatz 2 in 

vollem Umfang mit Artikel 6 der Verordnung (EU) Nr. 
528/2012 im Einklang steht, wird auf Verlangen des Antrag­
stellers 

a) als Antrag auf Aufnahme in Kategorie 6 in Anhang I der 
Verordnung betrachtet und 

b) gemäß Artikel 3 Absatz 2 validiert. 

(4) Die Agentur erstellt unter Berücksichtigung der Schluss­
folgerungen der bewertenden zuständigen Behörde im Fall eines 
Antrags auf Aufnahme in Kategorie 6 in Anhang I der Verord­
nung (EU) Nr. 528/2012 innerhalb von 270 Tagen nach Erhalt 
der Schlussfolgerungen und im Fall eines Antrags auf Aufnahme 
in Kategorie 1, 2, 3, 4 oder 5 in Anhang I der genannten 
Verordnung innerhalb von 180 Tagen nach diesem Erhalt die 
Stellungnahme gemäß Artikel 28 der Verordnung (EU) Nr. 
528/2012 und übermittelt sie an die Kommission. 

Artikel 5 

Stellungnahmen der Agentur, auf die sich ein 
Kommissionsbeschluss stützen kann 

Liegen Beweise dafür vor, dass ein Wirkstoff keinen Anlass zur 
Besorgnis im Sinne des Artikels 28 Absatz 1 der Verordnung 
(EU) Nr. 528/2012 gibt, so kann die Kommission einen Be­
schluss gemäß dem genannten Artikel zur Änderung von An­
hang I der genannten Verordnung im Sinne des Artikels 1 der 
vorliegenden Verordnung erlassen, wenn die Agentur eine Stel­
lungnahme abgegeben hat gemäß 

a) Artikel 4 Absatz 4 der vorliegenden Verordnung, 

b) Artikel 8 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 oder 

c) einem der in Artikel 89 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 
528//2012 vorgesehenen Rechtsakte. 

Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 31. Januar 2014 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 18. Dezember 2006 zur Registrierung, Bewertung, 
Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH), zur Schaf­
fung einer Europäischen Agentur für chemische Stoffe, zur Ände­
rung der Richtlinie 1999/45/EG und zur Aufhebung der Verordnung 
(EWG) Nr. 793/93 des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1488/94 der 
Kommission, der Richtlinie 76/769/EWG des Rates sowie der Richt­
linien 91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG und 2000/21/EG der 
Kommission (ABl. L 396 vom 30.12.2006, S. 1).



ANHANG 

Datenanforderungen für die Aufnahme eines Wirkstoffs in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 

ABSCHNITT A 

Daten für die Aufnahme in Kategorie 1, 2, 3, 4 oder 5 

1. In einem Antrag auf Aufnahme eines Wirkstoffs in Kategorie 1, 2, 3, 4 oder 5 in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 
528/2012 werden die jeweilige Kategorie, die Identität des Stoffs und die beabsichtigten Verwendungen der Produkte 
angegeben, für die eine Genehmigung beantragt werden soll, und es wird schlüssig nachgewiesen, dass 

a) der Stoff der Beschreibung der betreffenden Kategorie entspricht und 

b) in Fachkreisen ein fundierter Konsens darüber besteht, dass der Stoff keinen Anlass zur Besorgnis gemäß Artikel 28 
Absatz 2 der genannten Verordnung gibt. 

Der unter Buchstabe b genannte Nachweis umfasst alle Daten aus der einschlägigen veröffentlichten Literatur über den 
betreffenden Stoff und alle vom Antragsteller stammenden einschlägigen Daten über den Stoff. Er kann auch Read- 
across-Daten von chemisch analogen/homologen Stoffen, (Q)SAR-Vorhersagen, Daten aus bestehenden Studien, In- 
vitro-Studien, historische Humandaten oder Schlussfolgerungen anderer Regulierungsbehörden oder Regulierungsrah­
men umfassen. 

2. Gibt es keinen schlüssigen Nachweis für einen fundierten Konsens in Fachkreisen in Bezug auf einen oder mehrere 
Endpunkte, so enthält ein Antrag abweichend von Absatz 1 Buchstabe b alle zusätzlichen Daten, die erforderlich sind, 
um nachzuweisen, dass der Stoff keinen Anlass zur Besorgnis gemäß Artikel 28 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 
528/2012 gibt. 

ABSCHNITT B 

Daten für die Aufnahme in Kategorie 6 

Ein Antrag auf Aufnahme eines Wirkstoffs in Kategorie 6 in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 umfasst die in 
Artikel 6 der genannten Verordnung aufgeführten Daten, damit eine Risikobewertung nach dem neuesten Wissensstand 
möglich ist.
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 89/2014 DER KOMMISSION 

vom 31. Januar 2014 

zur Genehmigung von Bis-(N-cyclohexyldiazeniumdioxy)-Kupfer (Cu-HDO) als alten Wirkstoff zur 
Verwendung in Biozidprodukten der Produktart 8 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 über die 
Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von Biozid­
produkten ( 1 ), insbesondere auf Artikel 89 Absatz 1 Unter­
absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommis­
sion ( 2 ) wurde eine Liste der Wirkstoffe festgelegt, die im 
Hinblick auf ihre mögliche Aufnahme in die Anhänge I, 
IA oder IB der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 3 ) geprüft werden sollen. Diese 
Liste enthält auch Bis-(N-cyclohexyldiazeniumdioxy)-Kup­
fer (Cu-HDO). 

(2) Cu-HDO wurde in Übereinstimmung mit Artikel 11 Ab­
satz 2 der Richtlinie 98/8/EG zur Verwendung in der in 
Anhang V der Richtlinie definierten Produktart 8, Holz­
schutzmittel bewertet, die der in Anhang V der Verord­
nung (EU) Nr. 528/2012 definierten Produktart 8 ent­
spricht. 

(3) Österreich wurde zum Bericht erstattenden Mitgliedstaat 
bestimmt und hat der Kommission am 25. Februar 2008 
gemäß Artikel 14 Absätze 4 und 6 der Verordnung (EG) 
Nr. 1451/2007 den Bericht der zuständigen Behörde und 
eine Empfehlung übermittelt. 

(4) Die Mitgliedstaaten und die Kommission haben den Be­
richt der zuständigen Behörde geprüft. Das Ergebnis die­
ser Überprüfung wurde gemäß Artikel 15 Absatz 4 der 

Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 am 13. Dezember 
2013 im Ständigen Ausschuss für Biozidprodukte in ei­
nem Bewertungsbericht festgehalten. 

(5) Dem Bericht zufolge kann davon ausgegangen werden, 
dass für die Produktart 8 verwendete Biozidprodukte, die 
Cu-HDO enthalten, die Anforderungen gemäß Artikel 5 
der Richtlinie 98/8/EG erfüllen. 

(6) Daher ist es angezeigt, Cu-HDO zur Verwendung in Bio­
zidprodukten der Produktart 8 zu genehmigen. 

(7) Da bei der Prüfung Nanomaterialien nicht berücksichtigt 
wurden, sollte die Zulassung gemäß Artikel 4 Absatz 4 
der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 diese Materialien 
nicht abdecken. 

(8) Vor der Genehmigung eines Wirkstoffs ist eine angemes­
sene Frist einzuräumen, damit die Mitgliedstaaten, die 
Betroffenen und gegebenenfalls die Kommission sich 
auf die Erfüllung der neuen Anforderungen vorbereiten 
können. 

(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Biozidprodukte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vorbehaltlich der Spezifikationen und Bedingungen im Anhang 
wird Bis-(N-cyclohexyldiazeniumdioxy)-Kupfer (Cu-HDO) als 
Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktart 
8 genehmigt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

DE L 32/6 Amtsblatt der Europäischen Union 1.2.2014 

( 1 ) ABl. L 167 vom 27.6.2012, S. 1. 
( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommission vom 4. Dezember 

2007 über die zweite Phase des Zehn-Jahres-Arbeitsprogramms ge­
mäß Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Biozidpro­
dukten (ABl. L 325 vom 11.12.2007, S. 3). 

( 3 ) Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Februar 1998 über das Inverkehrbringen von Biozid-Produkten 
(ABl. L 123 vom 24.4.1998, S. 1).



Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 31. Januar 2014 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO

DE 1.2.2014 Amtsblatt der Europäischen Union L 32/7



ANHANG 

Gebräuchliche 
Bezeichnung 

IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern 

Mindestreinheit des 
Wirkstoffs (1 ) Zeitpunkt der Aufnahme Aufnahme befristet bis Produktart Sonderbestimmungen (2 ) 

Cu-HDO IUPAC-Bezeichnung: 

Bis-(N-Cyclohexyldiazeni­
umdioxy)-Kupfer 

EG-Nr.: k. A. 

CAS-Nr.: 312600-89-8 

981 g/kg 1. September 2015 31. August 2025 8 Bei der Produktbewertung sind insbesondere die Aspekte Exposition, 
Risiken und Wirksamkeit im Zusammenhang mit etwaigen Verwendun­
gen zu berücksichtigen, die unter einen Zulassungsantrag fallen, bei der 
Risikobewertung des Wirkstoffs auf EU-Ebene jedoch nicht berücksich­
tigt wurden. 

Die Zulassung ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

1. Für industrielle Anwender werden sichere Betriebsverfahren und an­
gemessene organisatorische Maßnahmen festgelegt. Wenn eine Ex­
position auf andere Weise nicht auf ein vertretbares Maß reduziert 
werden kann, werden die Produkte mit geeigneter persönlicher 
Schutzausrüstung verwendet. 

2. Es werden geeignete Risikominderungsmaßnahmen zum Schutz der 
terrestrischen Systeme getroffen. Auf Etiketten und, falls vorhanden, 
Sicherheitsdatenblättern von zugelassenen Produkten wird insbeson­
dere angegeben, dass die industrielle Anwendung in einem abge­
schlossenen Bereich bzw. auf undurchlässigem, hartem Untergrund 
über einer Auffangwanne stattfinden muss, dass frisch behandeltes 
Holz nach der Behandlung unter einer Abdeckung und/oder auf un­
durchlässigem, hartem Untergrund gelagert werden muss, um direkte 
Einträge in den Boden oder in Wasser zu verhindern, und dass et­
waige Verluste bei der Anwendung des Produkts zwecks Wiederver­
wendung oder Beseitigung aufgefangen werden müssen. 

(1 ) Die in dieser Spalte angegebene Reinheit war die Mindestreinheit des Wirkstoffs, der für die Beurteilung gemäß Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 verwendet wurde. Der Wirkstoff in dem in Verkehr gebrachten Produkt kann 
dieselbe oder eine andere Reinheit aufweisen, sofern er nachgewiesenermaßen technisch äquivalent zu dem beurteilten Stoff ist. 

(2 ) Für die Umsetzung der allgemeinen Grundsätze von Anhang VI der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 sind Inhalt und Schlussfolgerungen der Bewertungsberichte auf der folgenden Website der Kommission zu finden: http://ec.europa.eu/ 
comm/environment/biocides/index.htm
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 90/2014 DER KOMMISSION 

vom 31. Januar 2014 

zur Genehmigung von Decansäure als alten Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der 
Produktarten 4, 18 und 19 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 über die 
Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von Biozid­
produkten ( 1 ), insbesondere auf Artikel 89 Absatz 1 Unter­
absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommis­
sion ( 2 ) wurde eine Liste der Wirkstoffe festgelegt, die im 
Hinblick auf ihre mögliche Aufnahme in die Anhänge I, 
IA oder IB der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 3 ) geprüft werden sollen. Auf 
dieser Liste steht auch Decansäure. 

(2) Decansäure wurde in Übereinstimmung mit Artikel 11 
Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG zur Verwendung in 
der in Anhang V der Richtlinie definierten Produktart 
4, Desinfektionsmittel für den Lebens- und Futtermittel­
bereich, der Produktart 18, Insektizide, Akarizide und 
Produkte gegen andere Arthropoden und der Produktart 
19, Repellentien und Lockmittel bewertet, die den in 
Anhang V der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 definier­
ten Produktarten 4, 18 und 19 entsprechen. 

(3) Österreich wurde zum Bericht erstattenden Mitgliedstaat 
bestimmt und hat der Kommission am 7. Dezember 
2010 gemäß Artikel 14 Absätze 4 und 6 der Verordnung 
(EG) Nr. 1451/2007 den Bericht der zuständigen Be­
hörde und eine Empfehlung übermittelt. 

(4) Die Mitgliedstaaten und die Kommission haben die Be­
richte der zuständigen Behörde geprüft. Die Ergebnisse 
dieser Überprüfung wurden gemäß Artikel 15 Absatz 4 
der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 am 13. Dezember 
2013 im Ständigen Ausschuss für Biozidprodukte in 
zwei Bewertungsberichten festgehalten. 

(5) Diesen Berichten zufolge kann davon ausgegangen wer­
den, dass für die Produktarten 4, 18 und 19 verwendete 
Biozidprodukte, die Decansäure enthalten, die Anforde­
rungen gemäß Artikel 5 der Richtlinie 98/8/EG erfüllen. 

(6) Decansäure sollte daher zur Verwendung in Biozidpro­
dukten der Produktarten 4, 18 und 19 genehmigt wer­
den. 

(7) Da in der Bewertung nicht auf Nanomaterialien einge­
gangen wurde, sollte die Genehmigung im Einklang mit 
Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 
keine Nanomaterialien einschließen. 

(8) In Bezug auf die Verwendung in Biozidprodukten der 
Produktart 4 wurde bei der Bewertung die Beimischung 
von Decansäure enthaltenden Biozidprodukten in für den 
direkten oder indirekten Kontakt mit Lebensmitteln be­
stimmten Materialien und Gegenständen im Sinne des 
Artikels 1 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 
des Europäischen Parlaments und des Rates ( 4 ) nicht be­
rücksichtigt. Für derartige Materialien müssen möglicher­
weise spezifische Grenzwerte für die Migration in Lebens­
mittel gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe e der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1935/2004 festgesetzt werden. Die 
Genehmigung sollte diese Verwendungen daher nur ab­
decken, wenn die Kommission derartige Grenzwerte fest­
gesetzt hat oder wenn nach der genannten Verordnung 
festgestellt wurde, dass derartige Grenzwerte nicht erfor­
derlich sind. 

(9) Vor der Genehmigung eines Wirkstoffs ist eine angemes­
sene Frist einzuräumen, damit die Mitgliedstaaten, die 
Betroffenen und gegebenenfalls die Kommission sich 
auf die Erfüllung der neuen Anforderungen vorbereiten 
können. 

(10) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Biozidprodukte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vorbehaltlich der Spezifikationen und Bedingungen im Anhang 
wird Decansäure als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidpro­
dukten der Produktarten 4, 18 und 19 genehmigt.

DE 1.2.2014 Amtsblatt der Europäischen Union L 32/9 

( 1 ) ABl. L 167 vom 27.6.2012, S. 1. 
( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommission vom 4. Dezember 

2007 über die zweite Phase des Zehn-Jahres-Arbeitsprogramms ge­
mäß Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Biozidpro­
dukten (ABl. L 325 vom 11.12.2007, S. 3). 

( 3 ) Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Februar 1998 über das Inverkehrbringen von Biozid-Produkten 
(ABl. L 123 vom 24.4.1998, S. 1). 

( 4 ) Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. Oktober 2004 über Materialien und Gegenstände, 
die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kom­
men, und zur Aufhebung der Richtlinien 80/590/EWG und 
89/109/EWG (ABl. L 338 vom 13.11.2004, S. 4).



Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 
in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 31. Januar 2014 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO

DE L 32/10 Amtsblatt der Europäischen Union 1.2.2014



ANHANG 

Gebräuchliche 
Bezeichnung 

IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern 

Mindestreinheit 
des Wirkstoffs (1 ) 

Zeitpunkt der 
Aufnahme Aufnahme befristet bis Produktart Sonderbestimmungen (2 ) 

Decansäure IUPAC-Bezeichnung: 

n-Decansäure 

EG-Nr.: 206-376-4 

CAS-Nr.: 334-48-5 

985 g/kg 1. September 2015 31. August 2025 4 Bei der Produktbewertung sind insbesondere die Aspekte Exposition, Risiken 
und Wirksamkeit im Zusammenhang mit etwaigen Verwendungen zu berück­
sichtigen, die unter einen Zulassungsantrag fallen, bei der Risikobewertung des 
Wirkstoffs auf EU-Ebene jedoch nicht berücksichtigt wurden. 

Die Zulassung ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

Für industrielle oder gewerbliche Anwender werden sichere Betriebsverfahren 
und geeignete organisatorische Maßnahmen festgelegt. Wenn eine Exposition 
auf andere Weise nicht auf ein vertretbares Maß reduziert werden kann, wer­
den die Produkte mit geeigneter persönlicher Schutzausrüstung verwendet. 

Für Produkte, die zu Rückständen in Lebens- und Futtermitteln führen können, 
ist zu überprüfen, ob gemäß der Verordnung (EG) Nr. 470/2009 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates (3 ) neue Rückstandshöchstwerte (MRL) fest­
gesetzt oder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (4 ) alte Rückstandshöchstwerte geändert werden müs­
sen, und es sind geeignete Risikominderungsmaßnahmen zu treffen, um sicher­
zustellen, dass die geltenden MRL-Werte nicht überschritten werden. 

Decansäure enthaltende Produkte dürfen nicht Materialien und Gegenständen 
im Sinne des Artikels 1 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 bei­
gemischt werden, die dazu bestimmt sind, unmittelbar oder mittelbar mit 
Lebensmitteln in Berührung zu kommen, es sei denn, die Kommission hat 
spezifische Grenzwerte für die Migration von Decansäure in Lebensmittel fest­
gesetzt oder nach Maßgabe der genannten Verordnung wurde festgestellt, dass 
derartige Grenzwerte nicht erforderlich sind. 

18 Bei der Produktbewertung sind insbesondere die Aspekte Exposition, Risiken 
und Wirksamkeit im Zusammenhang mit etwaigen Verwendungen zu berück­
sichtigen, die unter einen Zulassungsantrag fallen, bei der Risikobewertung des 
Wirkstoffs auf EU-Ebene jedoch nicht berücksichtigt wurden. 

Die Zulassung ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

Zulassungen von Erzeugnissen für die nicht gewerbliche Anwendung sind an 
die Bedingung geknüpft, dass die Exposition der Anwender durch die Gestal­
tung der Verpackung so gering wie möglich gehalten wird, sofern in dem 
Antrag auf Produktzulassung nicht nachgewiesen werden kann, dass das Risiko 
für die menschliche Gesundheit durch andere Mittel auf ein annehmbares 
Niveau gesenkt werden kann.
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Gebräuchliche 
Bezeichnung 

IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern 

Mindestreinheit 
des Wirkstoffs (1 ) 

Zeitpunkt der 
Aufnahme Aufnahme befristet bis Produktart Sonderbestimmungen (2 ) 

Für Produkte, die zu Rückständen in Lebens- und Futtermitteln führen können, 
ist zu überprüfen, ob gemäß der Verordnung (EG) Nr. 470/ neue Rückstands­
höchstwerte (MRL) festgesetzt oder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 
alte Rückstandshöchstwerte geändert werden müssen, und es sind geeignete 
Risikominderungsmaßnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass die gelten­
den MRL-Werte nicht überschritten werden. 

19 Bei der Produktbewertung sind insbesondere die Aspekte Exposition, Risiken 
und Wirksamkeit im Zusammenhang mit etwaigen Verwendungen zu berück­
sichtigen, die unter einen Zulassungsantrag fallen, bei der Risikobewertung des 
Wirkstoffs auf EU-Ebene jedoch nicht berücksichtigt werden. 

(1 ) Die in dieser Spalte angegebene Reinheit war die Mindestreinheit des Wirkstoffs, der für die Beurteilung gemäß Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 verwendet wurde. Der Wirkstoff in dem in Verkehr gebrachten Produkt kann 
dieselbe oder eine andere Reinheit aufweisen, sofern er nachgewiesenermaßen technisch äquivalent zu dem beurteilten Stoff ist. 

(2 ) Für die Umsetzung der allgemeinen Grundsätze von Anhang VI der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 sind Inhalt und Schlussfolgerungen der Bewertungsberichte auf der folgenden Website der Kommission zu finden: http://ec.europa.eu/ 
comm/environment/biocides/index.htm 

(3 ) Verordnung (EG) Nr. 470/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 über die Schaffung eines Gemeinschaftsverfahrens für die Festsetzung von Höchstmengen für Rückstände pharmakologisch wirksamer Stoffe 
in Lebensmitteln tierischen Ursprungs, zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2377/90 des Rates und zur Änderung der Richtlinie 2001/82/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 152 vom 16.6.2009, S. 11). 

(4 ) Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Februar 2005 über Höchstgehalte an Pestizidrückständen in oder auf Lebens- und Futtermitteln pflanzlichen und tierischen Ursprungs und zur 
Änderung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates (ABl. L 70 vom 16.3.2005, S. 1).
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 91/2014 DER KOMMISSION 

vom 31. Januar 2014 

zur Genehmigung von S-Methopren als alten Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der 
Produktart 18 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 über die 
Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von Biozid­
produkten ( 1 ), insbesondere auf Artikel 89 Absatz 1 Unter­
absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommis­
sion ( 2 ) wurde eine Liste der Wirkstoffe festgelegt, die im 
Hinblick auf ihre mögliche Aufnahme in die Anhänge I, 
IA oder IB der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 3 ) geprüft werden sollen. Auf 
dieser Liste steht auch S-Methopren. 

(2) S-Methopren wurde in Übereinstimmung mit Artikel 11 
Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG zur Verwendung in der 
in Anhang V der Richtlinie definierten Produktart 18, 
Insektizide, Akarizide und Produkte gegen andere Arthro­
poden, bewertet, die der in Anhang V der Verordnung 
(EU) Nr. 528/2012 definierten Produktart 18 entspricht. 

(3) Irland wurde zum Bericht erstattenden Mitgliedstaat be­
stimmt und hat der Kommission am 29. Oktober 2010 
gemäß Artikel 14 Absätze 4 und 6 der Verordnung (EG) 
Nr. 1451/2007 den Bericht der zuständigen Behörde und 
eine Empfehlung übermittelt. 

(4) Die Mitgliedstaaten und die Kommission haben den Be­
richt der zuständigen Behörde geprüft. Das Ergebnis die­
ser Überprüfung wurde gemäß Artikel 15 Absatz 4 der 

Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 am 13. Dezember 
2013 im Ständigen Ausschuss für Biozidprodukte in ei­
nem Bewertungsbericht festgehalten. 

(5) Dem Bericht zufolge kann davon ausgegangen werden, 
dass für die Produktart 18 verwendete Biozidprodukte, 
die S-Methopren enthalten, die Anforderungen gemäß 
Artikel 5 der Richtlinie 98/8/EG erfüllen. 

(6) Daher ist es angezeigt, S-Methopren zur Verwendung in 
Biozidprodukten der Produktart 18 zuzulassen. 

(7) Da bei der Prüfung Nanomaterialien nicht berücksichtigt 
wurden, sollte die Genehmigung gemäß Artikel 4 Absatz 
4 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 diese Materialien 
nicht abdecken. 

(8) Vor der Genehmigung eines Wirkstoffs ist eine angemes­
sene Frist einzuräumen, damit die Mitgliedstaaten, die 
Betroffenen und gegebenenfalls die Kommission sich 
auf die Erfüllung der neuen Anforderungen vorbereiten 
können. 

(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Biozidprodukte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vorbehaltlich der Spezifikationen und Bedingungen im Anhang 
wird S-Methopren als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidpro­
dukten der Produktart 18 genehmigt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

DE 1.2.2014 Amtsblatt der Europäischen Union L 32/13 

( 1 ) ABl. L 167 vom 27.6.2012, S. 1. 
( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommission vom 4. Dezember 

2007 über die zweite Phase des Zehn-Jahres-Arbeitsprogramms ge­
mäß Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Biozidpro­
dukten (ABl. L 325 vom 11.12.2007, S. 3). 

( 3 ) Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Februar 1998 über das Inverkehrbringen von Biozid-Produkten 
(ABl. L 123 vom 24.4.1998, S. 1).



Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 31. Januar 2014 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO

DE L 32/14 Amtsblatt der Europäischen Union 1.2.2014



ANHANG 

Gebräuchliche 
Bezeichnung 

IUPAC-Bezeichnung 

Kennnummern 
Mindestreinheit des 

Wirkstoffs (1 ) 
Zeitpunkt der 

Aufnahme Aufnahme befristet bis Produktart Sonderbestimmungen (2 ) 

S-Methopren IUPAC-Bezeichnung: 

Isopropyl-(2E,4E,7S)-11- 
methoxy-3,7,11-trimethyl- 
2,4-dodecadienoat 

EG-Nr.: k. A. 

CAS-Nr.: 65733-16-6 

950 g/kg 1. September 2015 31. August 2025 18 Bei der Produktbewertung sind insbesondere die Aspekte Exposition, 
Risiken und Wirksamkeit im Zusammenhang mit etwaigen Verwen­
dungen zu berücksichtigen, die unter einen Zulassungsantrag fallen, 
bei der Risikobewertung des Wirkstoffs auf EU-Ebene jedoch nicht 
berücksichtigt werden. 

Die Zulassung ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

Bei Produkten, bei denen Rückstände in Lebens- oder Futtermitteln 
auftreten können, wird geprüft, ob gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
470/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates (3 ) oder der 
Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (4 ) neue Rückstandshöchstmengen festgesetzt oder bestehende 
Rückstandshöchstmengen geändert werden müssen, und es werden 
geeignete Risikominderungsmaßnahmen getroffen, die eine Über­
schreitung der geltenden Rückstandshöchstmengen verhindern. 

(1 ) Die in dieser Spalte angegebene Reinheit war die Mindestreinheit des Wirkstoffs, der für die Beurteilung gemäß Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 verwendet wurde. Der Wirkstoff in dem in Verkehr gebrachten Produkt kann 
dieselbe oder eine andere Reinheit aufweisen, sofern er nachgewiesenermaßen technisch äquivalent zu dem beurteilten Stoff ist. 

(2 ) Für die Umsetzung der allgemeinen Grundsätze von Anhang VI der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 sind Inhalt und Schlussfolgerungen der Bewertungsberichte auf der folgenden Website der Kommission zu finden: http://ec.europa.eu/ 
comm/environment/biocides/index.htm 

(3 ) Verordnung (EG) Nr. 470/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 über die Schaffung eines Gemeinschaftsverfahrens für die Festsetzung von Höchstmengen für Rückstände pharmakologisch wirksamer Stoffe 
in Lebensmitteln tierischen Ursprungs, zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2377/90 des Rates und zur Änderung der Richtlinie 2001/82/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 152 vom 16.6.2009, S. 11). 

(4 ) Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Februar 2005 über Höchstgehalte an Pestizidrückständen in oder auf Lebens- und Futtermitteln pflanzlichen und tierischen Ursprungs und zur 
Änderung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates (ABl. L 70 vom 16.3.2005, S. 1).
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 92/2014 DER KOMMISSION 

vom 31. Januar 2014 

über die Zulassung von Zineb als alter Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten des 
Produkttyps 21 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 über die 
Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von Biozid­
produkten ( 1 ), insbesondere auf Artikel 89 Absatz 1 Unter­
absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommis­
sion ( 2 ) wurde eine Liste von Wirkstoffen festgelegt, die 
im Hinblick auf ihre mögliche Aufnahme in die Anhänge 
I, IA oder IB der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 3 ) geprüft werden sollen. Auf 
dieser Liste steht auch Zineb. 

(2) Zineb wurde gemäß Artikel 11 Absatz 2 der Richtlinie 
98/8/EG zur Verwendung in der in Anhang V der Richt­
linie definierten Produktart 21 — Antifouling-Produkte 
— bewertet, die mit der in Anhang V der Verordnung 
(EU) Nr. 528/2012 definierten Produktart 21 überein­
stimmt. 

(3) Irland wurde zum Bericht erstattenden Mitgliedstaat be­
stimmt und hat der Kommission am 29. März 2011 
gemäß Artikel 14 Absätze 4 und 6 der Verordnung 
(EG) Nr. 1451/2007 den Bericht der zuständigen Be­
hörde und eine Empfehlung übermittelt. 

(4) Die Mitgliedstaaten und die Kommission haben den Be­
richt der zuständigen Behörde geprüft. Das Ergebnis die­
ser Überprüfung wurde gemäß Artikel 15 Absatz 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 am 13. Dezember 

2013 im Ständigen Ausschuss für Biozidprodukte in ei­
nem Bewertungsbericht festgehalten. 

(5) Nach dem Bericht kann davon ausgegangen werden, dass 
für Produktart 21 verwendete Biozid-Produkte, die Zineb 
enthalten, die Anforderungen gemäß Artikel 5 der Richt­
linie 98/8/EG erfüllen, vorausgesetzt, die im Anhang der 
vorliegenden Verordnung festgelegten Bedingungen sind 
erfüllt. Daher ist es angezeigt, Zineb zur Verwendung in 
Biozidprodukten der Produktart 21 zuzulassen. 

(6) Da bei der Prüfung Nanomaterialien nicht berücksichtigt 
wurden, sollte die Zulassung gemäß Artikel 4 Absatz 4 
der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 diese Materialien 
nicht abdecken. 

(7) Vor der Zulassung eines Wirkstoffs sollte eine angemes­
sene Frist eingeräumt werden, um es den Mitgliedstaaten, 
den Betroffenen und gegebenenfalls der Kommission zu 
ermöglichen, sich auf die sich daraus ergebenden neuen 
Anforderungen vorzubereiten. 

(8) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Biozidprodukte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vorbehaltlich der Spezifikationen und Bedingungen im Anhang 
dieser Verordnung wird Zineb als Wirkstoff zur Verwendung in 
Biozidprodukten der Produktart 21 zugelassen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 31. Januar 2014 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO

DE L 32/16 Amtsblatt der Europäischen Union 1.2.2014 

( 1 ) ABl. L 167 vom 27.6.2012, S. 1. 
( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommission vom 4. Dezember 

2007 über die zweite Phase des Zehn-Jahres-Arbeitsprogramms ge­
mäß Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Biozid- 
Produkten (ABl. L 325 vom 11.12.2007, S. 3). 

( 3 ) Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Februar 1998 über das Inverkehrbringen von Biozid-Produkten 
(ABl. L 123 vom 24.4.1998, S. 1).



ANHANG 

Common Name IUPAC-Bezeichnung 
Kennummern 

Mindestreinheit des 
Wirkstoffs (1 ) Datum der Zulassung Ablauf der Zulassung Produktart Sonderbestimmungen (2 ) 

Zineb IUPAC-Bezeichnung: 

Zinkethylenbis (Dithiocarba­
mat) (Polymer) 

EG-Nr.: 235-180-1 

CAS-Nr.: 12122-67-7 

940 g/kg 1. Januar 2016 31. Dezember 2025 21 Bei der Produktbewertung sind insbesondere die Aspekte Exposition, 
Risiken und Wirksamkeit im Zusammenhang mit etwaigen Verwen­
dungen zu berücksichtigen, die unter einen Zulassungsantrag fallen, 
bei der Risikobewertung des Wirkstoffs auf EU-Ebene jedoch nicht 
berücksichtigt werden. 

Personen, die zinebhaltige Produkte für nichtgewerbliche Anwender 
auf den Markt bringen, tragen dafür Sorge, dass geeignete Schutz­
handschuhe mitgeliefert werden. 

Die Zulassung ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

1. Für industrielle oder gewerbliche Anwender werden sichere Be­
triebsverfahren und geeignete organisatorische Maßnahmen fest­
gelegt. Wenn eine Exposition auf andere Weise nicht auf ein ver­
tretbares Maß reduziert werden kann, werden die Produkte mit 
geeigneter persönlicher Schutzausrüstung verwendet. 

2. Auf dem Produktetikett und, sofern vorhanden, in der beiliegen­
den Gebrauchsanweisung ist anzugeben, dass Kinder fernzuhalten 
sind, bis die behandelten Oberflächen getrocknet sind. 

3. Auf dem Produktetikett und, sofern vorhanden, auf dem beilie­
genden Sicherheitsdatenblatt ist anzugeben, dass die Anwendung 
sowie Wartungs- und Reparaturarbeiten in einem abgeschlossenen 
Bereich auf einer undurchlässigen, harten Unterlage über einer 
Auffangwanne oder auf einer mit einem undurchlässigen Material 
ausgestatteten Bodenfläche erfolgen müssen, um Produktverluste 
zu vermeiden und Emissionen in die Umwelt zu minimieren, und 
dass verschüttetes Mittel oder zinebhaltige Abfallstoffe zwecks 
Wiederverwendung oder Entsorgung zu sammeln sind. 

4. Für Produkte, die zu Rückständen in Lebens- und Futtermitteln 
führen können, ist zu überprüfen, ob gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 470/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates (3 ) neue 
Rückstandshöchstwerte (MRL) festgesetzt oder gemäß der Verord­
nung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (4 ) alte Rückstandshöchstwerte geändert werden müssen, 
und es sind geeignete Risikominderungsmaßnahmen zu treffen, 
um sicherzustellen, dass die geltenden MRL-Werte nicht über­
schritten werden.
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Common Name IUPAC-Bezeichnung 
Kennummern 

Mindestreinheit des 
Wirkstoffs (1 ) Datum der Zulassung Ablauf der Zulassung Produktart Sonderbestimmungen (2 ) 

Soweit eine behandelte Ware mit Zineb behandelt oder ihr absichtlich 
Zineb zugesetzt wurde und erforderlichenfalls auch, wenn es unter 
normalen Verwendungsbedingungen zu Hautkontakt und der Freiset­
zung von Zineb kommen kann, trägt die für das Inverkehrbringen 
der behandelten Ware verantwortliche Person dafür Sorge, dass das 
Etikett Angaben über das Risiko der Hautsensibilisierung sowie die 
Angaben gemäß Artikel 58 Absatz 3 Unterabsatz 2 der Verordnung 
(EU) Nr. 528/2012 enthält. 

(1 ) Die in dieser Spalte angegebene Reinheit war die Mindestreinheit des Wirkstoffs, der für die Beurteilung gemäß Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 verwendet wurde. Der Wirkstoff in dem in Verkehr gebrachten Produkt kann 
dieselbe oder eine andere Reinheit aufweisen, sofern er nachgewiesenermaßen technisch äquivalent zu dem beurteilten Stoff ist. 

(2 ) Für die Umsetzung der allgemeinen Grundsätze von Anhang VI der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 sind Inhalt und Schlussfolgerungen der Bewertungsberichte auf der folgenden Website der Kommission zu finden: http://ec.europa.eu/ 
comm/environment/biocides/index.htm 

(3 ) Verordnung (EG) Nr. 470/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 über die Schaffung eines Gemeinschaftsverfahrens für die Festsetzung von Höchstmengen für Rückstände pharmakologisch wirksamer Stoffe 
in Lebensmitteln tierischen Ursprungs, zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2377/90 des Rates und zur Änderung der Richtlinie 2001/82/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 152 vom 16.6.2009, S. 11). 

(4 ) Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Februar 2005 über Höchstgehalte an Pestizidrückständen in oder auf Lebens- und Futtermitteln pflanzlichen und tierischen Ursprungs und zur 
Änderung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates (ABl. L 70 vom 16.3.2005, S. 1).
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 93/2014 DER KOMMISSION 

vom 31. Januar 2014 

zur Genehmigung von Octansäure als alten Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der 
Produktarten 4 und 18 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 über die 
Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von Biozid­
produkten ( 1 ), insbesondere auf Artikel 89 Absatz 1 Unter­
absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommis­
sion ( 2 ) wurde eine Liste der Wirkstoffe festgelegt, die im 
Hinblick auf ihre mögliche Aufnahme in die Anhänge I, 
IA oder IB der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 3 ) geprüft werden sollen. Auf 
dieser Liste steht auch Octansäure. 

(2) Octansäure wurde in Übereinstimmung mit Artikel 11 
Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG zur Verwendung in 
der in Anhang V der Richtlinie definierten Produktart 4 
— Desinfektionsmittel für den Lebens- und Futtermittel­
bereich und der Produktart 18 — Insektizide, Akarizide 
und Produkte gegen andere Arthropoden bewertet, die 
den in Anhang V der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 
definierten Produktarten 4 und 18 entsprechen. 

(3) Österreich wurde zum Bericht erstattenden Mitgliedstaat 
bestimmt und hat der Kommission am 7. Dezember 
2010 gemäß Artikel 14 Absätze 4 und 6 der Verordnung 
(EG) Nr. 1451/2007 die Berichte der zuständigen Be­
hörde und Empfehlungen übermittelt. 

(4) Die Mitgliedstaaten und die Kommission haben die Be­
richte der zuständigen Behörde geprüft. Die Ergebnisse 
dieser Überprüfung wurden gemäß Artikel 15 Absatz 4 

der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 am 13. Dezember 
2013 im Ständigen Ausschuss für Biozidprodukte in 
zwei Bewertungsberichten festgehalten. 

(5) Diesen Berichten zufolge kann davon ausgegangen wer­
den, dass für die Produktarten 4 und 18 verwendete 
Biozidprodukte, die Octansäure enthalten, die Anforde­
rungen gemäß Artikel 5 der Richtlinie 98/8/EG erfüllen. 

(6) Octansäure sollte daher zur Verwendung in Biozidpro­
dukten der Produktarten 4 und 18 genehmigt werden. 

(7) Da in der Bewertung nicht auf Nanomaterialien einge­
gangen wurde, sollte die Genehmigung im Einklang mit 
Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 
keine Nanomaterialien einschließen. 

(8) In Bezug auf die Verwendung in Biozidprodukten der 
Produktart 4 wurde bei der Bewertung die Beimischung 
von Octansäure enthaltenden Biozidprodukten in für den 
direkten oder indirekten Kontakt mit Lebensmitteln be­
stimmten Materialien und Gegenständen im Sinne des 
Artikels 1 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 
des Europäischen Parlaments und des Rates ( 4 ) nicht be­
rücksichtigt. Für derartige Materialien müssen möglicher­
weise spezifische Grenzwerte für die Migration in Lebens­
mittel gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe e der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1935/2004 festgesetzt werden. Die 
Genehmigung sollte diese Verwendungen daher nur ab­
decken, wenn die Kommission derartige Grenzwerte fest­
gesetzt hat oder wenn nach der genannten Verordnung 
festgestellt wurde, dass derartige Grenzwerte nicht erfor­
derlich sind. 

(9) Vor der Genehmigung eines Wirkstoffs ist eine angemes­
sene Frist einzuräumen, damit die Mitgliedstaaten, die 
Betroffenen und gegebenenfalls die Kommission sich 
auf die Erfüllung der neuen Anforderungen vorbereiten 
können. 

(10) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Biozidprodukte —
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( 1 ) ABl. L 167 vom 27.6.2012, S. 1. 
( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommission vom 4. Dezember 

2007 über die zweite Phase des Zehn-Jahres-Arbeitsprogramms ge­
mäß Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Biozidpro­
dukten (ABl. L 325 vom 11.12.2007, S. 3). 

( 3 ) Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Februar 1998 über das Inverkehrbringen von Biozid-Produkten 
(ABl. L 123 vom 24.4.1998, S. 1). 

( 4 ) Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. Oktober 2004 über Materialien und Gegenstände, 
die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kom­
men, und zur Aufhebung der Richtlinien 80/590/EWG und 
89/109/EWG (ABl. L 338 vom 13.11.2004, S. 4).



HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vorbehaltlich der Spezifikationen und Bedingungen im Anhang wird Octansäure als Wirkstoff zur Ver­
wendung in Biozidprodukten der Produktarten 4 und 18 genehmigt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 
in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 31. Januar 2014 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO

DE L 32/20 Amtsblatt der Europäischen Union 1.2.2014



ANHANG 

Gebräuchliche 
Bezeichnung 

IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern 

Mindestreinheit des 
Wirkstoffs (1 ) Zeitpunkt der Aufnahme Aufnahme befristet bis Produktart Sonderbestimmungen (2 ) 

Octansäure IUPAC-Bezeichnung: 

n-Octansäure 

EG-Nr.: 204-677-5 

CAS-Nr.: 124-07-2 

993 g/kg 1. September 2015 31. August 2025 4 Bei der Produktbewertung sind insbesondere die Aspekte Exposition, 
Risiken und Wirksamkeit im Zusammenhang mit etwaigen Verwen­
dungen zu berücksichtigen, die unter einen Zulassungsantrag fallen, 
bei der Risikobewertung des Wirkstoffs auf EU-Ebene jedoch nicht 
berücksichtigt wurden. 

Die Zulassung ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

1. Für industrielle oder gewerbliche Anwender werden sichere Be­
triebsverfahren und geeignete organisatorische Maßnahmen fest­
gelegt. Wenn eine Exposition auf andere Weise nicht auf ein ver­
tretbares Maß reduziert werden kann, werden die Produkte mit 
geeigneter persönlicher Schutzausrüstung verwendet. 

2. Für Produkte, die zu Rückständen in Lebens- und Futtermitteln 
führen können, ist zu überprüfen, ob gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 470/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates (3 ) neue 
Rückstandshöchstwerte (MRL) festgesetzt oder gemäß der Verord­
nung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (4 ) alte Rückstandshöchstwerte geändert werden müssen, 
und es sind geeignete Risikominderungsmaßnahmen zu treffen, 
um sicherzustellen, dass die geltenden MRL-Werte nicht über­
schritten werden. 

3. Octansäure enthaltende Biozidprodukte dürfen nicht Materialien 
und Gegenständen im Sinne des Artikel 1 Absatz 1 der Verord­
nung (EG) Nr. 1935/2004 beigemischt werden, die dazu bestimmt 
sind, unmittelbar oder mittelbar mit Lebensmitteln in Berührung 
zu kommen, es sei denn, die Kommission hat spezifische Grenz­
werte für die Migration von Octansäure in Lebensmittel festgesetzt 
oder nach Maßgabe der genannten Verordnung wurde festgestellt, 
dass derartige Grenzwerte nicht erforderlich sind. 

18 Bei der Produktbewertung sind insbesondere die Aspekte Exposition, 
Risiken und Wirksamkeit im Zusammenhang mit etwaigen Verwen­
dungen zu berücksichtigen, die unter einen Zulassungsantrag fallen, 
bei der Risikobewertung des Wirkstoffs auf EU-Ebene jedoch nicht 
berücksichtigt wurden.
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Gebräuchliche 
Bezeichnung 

IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern 

Mindestreinheit des 
Wirkstoffs (1 ) Zeitpunkt der Aufnahme Aufnahme befristet bis Produktart Sonderbestimmungen (2 ) 

Die Zulassung ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

1. Zulassungen von Produkten für die nicht gewerbliche Anwendung 
sind an die Bedingung geknüpft sind, dass die Exposition der 
Anwender durch die Gestaltung der Verpackung so gering wie 
möglich gehalten wird, sofern in dem Antrag auf Produktzulas­
sung nicht nachgewiesen werden kann, dass das Risiko für die 
menschliche Gesundheit durch andere Mittel auf ein annehmbares 
Niveau gesenkt werden kann. 

2. Für Produkte, die zu Rückständen in Lebens- und Futtermitteln 
führen können, ist zu überprüfen, ob gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 470/2009 neue Rückstandshöchstwerte (MRL) festgesetzt oder 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 alte Rückstandshöchst­
werte geändert werden müssen, und es sind geeignete Risikomin­
derungsmaßnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass die gel­
tenden MRL-Werte nicht überschritten werden. 

(1 ) Die in dieser Spalte angegebene Reinheit war die Mindestreinheit des Wirkstoffs, der für die Beurteilung gemäß Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 verwendet wurde. Der Wirkstoff in dem in Verkehr gebrachten Produkt kann 
dieselbe oder eine andere Reinheit aufweisen, sofern er nachgewiesenermaßen technisch äquivalent zu dem beurteilten Stoff ist. 

(2 ) Für die Umsetzung der allgemeinen Grundsätze von Anhang VI der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 sind Inhalt und Schlussfolgerungen der Bewertungsberichte auf der folgenden Website der Kommission zu finden: http://ec.europa.eu/ 
comm/environment/biocides/index.htm 

(3 ) Verordnung (EG) Nr. 470/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 über die Schaffung eines Gemeinschaftsverfahrens für die Festsetzung von Höchstmengen für Rückstände pharmakologisch wirksamer Stoffe 
in Lebensmitteln tierischen Ursprungs, zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2377/90 des Rates und zur Änderung der Richtlinie 2001/82/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 152 vom 16.6.2009, S. 11). 

(4 ) Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Februar 2005 über Höchstgehalte an Pestizidrückständen in oder auf Lebens- und Futtermitteln pflanzlichen und tierischen Ursprungs und zur 
Änderung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates (ABl. L 70 vom 16.3.2005, S. 1).
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 94/2014 DER KOMMISSION 

vom 31. Januar 2014 

zur Genehmigung von Iod, einschließlich Polyvinylpyrrolidon-Iod, als alten Wirkstoff zur 
Verwendung in Biozidprodukten der Produktarten 1, 3, 4 und 22 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 über die 
Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von Biozid­
produkten ( 1 ), insbesondere auf Artikel 89 Absatz 1 Unter­
absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommis­
sion ( 2 ) wurde eine Liste der Wirkstoffe festgelegt, die im 
Hinblick auf ihre mögliche Aufnahme in die Anhänge I, 
IA oder IB der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 3 ) geprüft werden sollen. Diese 
Liste enthält Iod. 

(2) Iod wurde in Übereinstimmung mit Artikel 11 Absatz 2 
der Richtlinie 98/8/EG zur Verwendung in der in Anhang 
V der Richtlinie definierten Produktart 1, Biozidprodukte 
für die menschliche Hygiene, Produktart 3, Biozidpro­
dukte für die Hygiene im Veterinärbereich, Produktart 
4, Desinfektionsmittel für den Lebens- und Futtermittel­
bereich und Produktart 22. Flüssigkeiten für Einbalsamie­
rung und Taxidermie bewertet, die den in Anhang V der 
Verordnung (EU) Nr. 528/2012 definierten Produktarten 
1, 3, 4 und 22 entsprechen. 

(3) Aus den für die Bewertung übermittelten Daten konnten 
auch Schlussfolgerungen zu Polyvinylpyrrolidon-Iod ge­
zogen werden. 

(4) Schweden wurde zum Bericht erstattenden Mitgliedstaat 
bestimmt und hat der Kommission am 20. April 2011 
gemäß Artikel 14 Absätze 4 und 6 der Verordnung (EG) 
Nr. 1451/2007 den Bericht der zuständigen Behörde und 
eine Empfehlung übermittelt. 

(5) Die Mitgliedstaaten und die Kommission haben den Be­
richt der zuständigen Behörde geprüft. Das Ergebnis 

dieser Überprüfung wurde gemäß Artikel 15 Absatz 4 
der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 am 13. Dezember 
2013 im Ständigen Ausschuss für Biozidprodukte in ei­
nem Bewertungsbericht festgehalten. 

(6) Diesem Bericht zufolge kann davon ausgegangen werden, 
dass für die Produktarten 1, 3, 4 und 22 verwendete 
Biozidprodukte, die Iod enthalten, die Anforderungen 
gemäß Artikel 5 der Richtlinie 98/8/EG erfüllen, voraus­
gesetzt, die im Anhang der vorliegenden Verordnung 
festgelegten Bedingungen sind erfüllt. 

(7) Daher ist es angezeigt, Iod, einschließlich Polyvinylpyrro­
lidon-Iod, zur Verwendung in Biozidprodukten der Pro­
duktarten 1, 3, 4 und 22 zu genehmigen. 

(8) Da in der Bewertung nicht auf Nanomaterialien einge­
gangen wurde, sollte die Genehmigung im Einklang mit 
Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 
keine Nanomaterialien einschließen. 

(9) Bei der Bewertung wurde die Beimischung von Iod ent­
haltenden Biozid-Produkten in für den direkten oder in­
direkten Kontakt mit Lebensmitteln bestimmten Materia­
lien und Gegenständen im Sinne des Artikels 1 Absatz 1 
der Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 4 ) nicht berücksichtigt. Für der­
artige Materialien müssen möglicherweise spezifische 
Grenzwerte für die Migration in Lebensmittel gemäß Ar­
tikel 5 Absatz 1 Buchstabe e der Verordnung (EG) Nr. 
1935/2004 festgesetzt werden. Die Genehmigung sollte 
diese Verwendungen daher nur abdecken, wenn die Kom­
mission derartige Grenzwerte festgesetzt hat oder wenn 
nach der genannten Verordnung festgestellt wurde, dass 
derartige Grenzwerte nicht erforderlich sind. 

(10) Vor der Genehmigung eines Wirkstoffs ist eine angemes­
sene Frist einzuräumen, damit die Mitgliedstaaten, die 
Betroffenen und gegebenenfalls die Kommission sich 
auf die Erfüllung der neuen Anforderungen vorbereiten 
können. 

(11) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Biozidprodukte —
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Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Biozidpro­
dukten (ABl. L 325 vom 11.12.2007, S. 3). 
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16. Februar 1998 über das Inverkehrbringen von Biozid-Produkten 
(ABl. L 123 vom 24.4.1998, S. 1). 

( 4 ) Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. Oktober 2004 über Materialien und Gegenstände, 
die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kom­
men, und zur Aufhebung der Richtlinien 80/590/EWG und 
89/109/EWG (ABl. L 338 vom 13.11.2004, S. 4).



HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vorbehaltlich der Spezifikationen und Bedingungen im Anhang wird Iod, einschließlich Polyvinylpyrrolidon- 
Iod, als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktarten 1, 3, 4 und 22 genehmigt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 
in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 31. Januar 2014 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

Gebräuchliche 
Bezeichnung 

IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern 

Mindestreinheit des 
Wirkstoffs (1 ) 

Zeitpunkt der 
Aufnahme Aufnahme befristet bis Produktart Sonderbestimmungen (2 ) 

Iod, einschließlich 
Polyvinylpyrrolidon- 
Iod 

IUPAC-Bezeichnung: 

Iod 

EG-Nr.: 231-442-4 

CAS-Nr.: 7553-56-2 

IUPAC-Bezeichnung: 

Polyvinylpyrrolidon-Iod 

EG-Nr.: k. A. 

CAS-Nr.: 25655-41-8 

995 g/kg Iod 

Bei Polyvinylpyrro­
lidon-Iod: Der Iod- 
Gehalt muss eine 
Reinheit von 
995 g/kg haben. 

1. September 2015 31. August 2025 1 Bei der Produktbewertung sind insbesondere die Aspekte Exposition, 
Risiken und Wirksamkeit im Zusammenhang mit etwaigen Verwen­
dungen zu berücksichtigen, die unter einen Zulassungsantrag fallen, 
bei der Risikobewertung des Wirkstoffs auf EU-Ebene jedoch nicht 
berücksichtigt wurden. 

3 Bei der Produktbewertung sind insbesondere die Aspekte Exposition, 
Risiken und Wirksamkeit im Zusammenhang mit etwaigen Verwen­
dungen zu berücksichtigen, die unter einen Zulassungsantrag fallen, 
bei der Risikobewertung des Wirkstoffs auf EU-Ebene jedoch nicht 
berücksichtigt wurden. 

Die Zulassung ist an folgende Bedingungen: geknüpft 

Für Produkte, die zu Rückständen in Lebens- und Futtermitteln füh­
ren können, ist zu überprüfen, ob gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
470/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates (3 ) neue Rück­
standshöchstwerte (MRL) festgesetzt oder gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates (4 ) alte 
Rückstandshöchstwerte geändert werden müssen, und es sind geeig­
nete Risikominderungsmaßnahmen zu treffen, um sicherzustellen, 
dass die geltenden MRL-Werte nicht überschritten werden. 

4 Bei der Produktbewertung sind insbesondere die Aspekte Exposition, 
Risiken und Wirksamkeit im Zusammenhang mit etwaigen Verwen­
dungen zu berücksichtigen, die unter einen Zulassungsantrag fallen, 
bei der Risikobewertung des Wirkstoffs auf EU-Ebene jedoch nicht 
berücksichtigt wurden. 

Die Zulassung ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

1. Für Produkte, die zu Rückständen in Lebens- und Futtermitteln 
führen können, ist zu überprüfen, ob gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 470/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates neue 
Rückstandshöchstwerte (MRL) festgesetzt oder gemäß der Verord­
nung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des 
Rates alte Rückstandshöchstwerte geändert werden müssen, und es 
sind geeignete Risikominderungsmaßnahmen zu treffen, um si­
cherzustellen, dass die geltenden MRL-Werte nicht überschritten 
werden. 

2. Iod enthaltende Produkte dürfen nicht Materialien und Gegenstän­
den im Sinne des Artikels 1 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1935/2004 beigemischt werden, die dazu bestimmt sind, unmit­
telbar oder mittelbar mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen, 
es sei denn, die Kommission hat spezifische Grenzwerte für die 
Migration von Iod in Lebensmittel festgesetzt oder nach Maßgabe 
der genannten Verordnung wurde festgestellt, dass derartige 
Grenzwerte nicht erforderlich sind.
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Gebräuchliche 
Bezeichnung 

IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern 

Mindestreinheit des 
Wirkstoffs (1 ) 

Zeitpunkt der 
Aufnahme Aufnahme befristet bis Produktart Sonderbestimmungen (2 ) 

22 Bei der Produktbewertung sind insbesondere die Aspekte Exposition, 
Risiken und Wirksamkeit im Zusammenhang mit etwaigen Verwen­
dungen zu berücksichtigen, die unter einen Zulassungsantrag fallen, 
bei der Risikobewertung des Wirkstoffs auf EU-Ebene jedoch nicht 
berücksichtigt wurden. 

Die Zulassung ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

Für gewerbliche Anwender werden sichere Betriebsverfahren und an­
gemessene organisatorische Maßnahmen festgelegt. Wenn eine Ex­
position auf andere Weise nicht auf ein vertretbares Maß reduziert 
werden kann, werden die Produkte mit geeigneter persönlicher 
Schutzausrüstung verwendet. 

(1 ) Die in dieser Spalte angegebene Reinheit war die Mindestreinheit des Wirkstoffs, der für die Beurteilung gemäß Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 verwendet wurde. Der Wirkstoff in dem in Verkehr gebrachten Produkt kann 
dieselbe oder eine andere Reinheit aufweisen, sofern er nachgewiesenermaßen technisch äquivalent zu dem beurteilten Stoff ist. 

(2 ) Für die Umsetzung der allgemeinen Grundsätze von Anhang VI der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 sind Inhalt und Schlussfolgerungen der Bewertungsberichte auf der folgenden Website der Kommission zu finden: http://ec.europa.eu/ 
comm/environment/biocides/index.htm 

(3 ) Verordnung (EG) Nr. 470/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 über die Schaffung eines Gemeinschaftsverfahrens für die Festsetzung von Höchstmengen für Rückstände pharmakologisch wirksamer Stoffe 
in Lebensmitteln tierischen Ursprungs, zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2377/90 des Rates und zur Änderung der Richtlinie 2001/82/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 152 vom 16.6.2009, S. 11). 

(4 ) Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Februar 2005 über Höchstgehalte an Pestizidrückständen in oder auf Lebens- und Futtermitteln pflanzlichen und tierischen Ursprungs und zur 
Änderung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates (ABl. L 70 vom 16.3.2005, S. 1).
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 95/2014 DER KOMMISSION 

vom 31. Januar 2014 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 
der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die 
Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen 
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom­
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen 
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in 
ihrem Anhang XVI Teil A aufgeführten Erzeugnisse und 
Zeiträume festgelegt. 

(2) Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Ta­
geswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im Anhang 
der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 31. Januar 2014 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Jerzy PLEWA 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 IL 62,3 
MA 49,8 
SN 151,7 
TN 92,7 
TR 91,9 
ZZ 89,7 

0707 00 05 MA 158,2 
TR 126,8 
ZZ 142,5 

0709 91 00 EG 97,7 
ZZ 97,7 

0709 93 10 MA 54,8 
TR 134,3 
ZZ 94,6 

0805 10 20 EG 48,5 
IL 67,0 

MA 57,2 
TN 53,8 
TR 75,7 
ZZ 60,4 

0805 20 10 CN 72,7 
IL 140,3 

MA 76,8 
ZZ 96,6 

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70, 
0805 20 90 

CN 59,8 
EG 21,7 
IL 101,4 
JM 118,0 
KR 142,8 
MA 118,8 
PK 34,5 
TR 80,1 
ZZ 84,6 

0805 50 10 TR 75,9 
ZZ 75,9 

0808 10 80 CA 92,6 
CN 70,5 
MK 28,7 
US 202,8 
ZZ 98,7 

0808 30 90 CN 64,4 
TR 116,3 
US 118,8 
ZZ 99,8 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 96/2014 DER KOMMISSION 

vom 31. Januar 2014 

zur Festsetzung der ab dem 1. Februar 2014 im Getreidesektor geltenden Einfuhrzölle 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 642/2010 der Kommis­
sion vom 20. Juli 2010 mit Durchführungsbestimmungen zur 
Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates hinsichtlich der Ein­
fuhrzölle im Getreidesektor ( 2 ), insbesondere auf Artikel 2 Ab­
satz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 ist der Einfuhrzoll auf Erzeugnisse der KN- 
Codes 1001 19 00, 1001 11 00, ex 1001 91 20 (Weich­
weizen, zur Aussaat), ex 1001 99 00 (Weichweizen 
der oberen Qualität, ausgenommen zur Aussaat), 
1002 10 00, 1002 90 00, 1005 10 90, 1005 90 00, 
1007 10 90 und 1007 90 00 gleich dem für diese Er­
zeugnisse bei der Einfuhr geltenden Interventionspreis 
zuzüglich 55 % und abzüglich des CIF-Einfuhrpreises 
für die betreffende Sendung. Dieser Zoll darf jedoch 
den Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs nicht über­
schreiten. 

(2) Gemäß Artikel 136 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 werden zur Berechnung des Einfuhrzolls ge­

mäß Absatz 1 desselben Artikels für die dort genannten 
Erzeugnisse regelmäßig repräsentative CIF-Einfuhrpreise 
festgestellt. 

(3) Gemäß Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 
642/2010 ist der für die Berechnung des Einfuhrzolls 
auf Erzeugnisse der KN-Codes 1001 19 00, 1001 11 00, 
ex 1001 91 20 (Weichweizen, zur Aussaat), 
ex 1001 99 00 (Weichweizen der oberen Qualität, aus­
genommen zur Aussaat), 1002 10 00, 1002 90 00, 
1005 10 90, 1005 90 00, 1007 10 90 und 1007 90 00 
zugrunde zu legende Preis der nach der Methode in Ar­
tikel 5 der genannten Verordnung bestimmte tägliche 
repräsentative CIF-Einfuhrpreis. 

(4) Es sind die Einfuhrzölle für den Zeitraum ab dem 
1. Februar 2014 festzusetzen; diese gelten, bis eine Neu­
festsetzung in Kraft tritt. 

(5) Da sicherzustellen ist, dass diese Maßnahme sobald wie 
möglich, nachdem die aktualisierten Angaben vorliegen, 
Anwendung findet, sollte diese Verordnung am Tag ihrer 
Veröffentlichung in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ab dem 1. Februar 2014 werden die im Getreidesektor gemäß 
Artikel 136 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 
geltenden Einfuhrzölle in Anhang I der vorliegenden Verord­
nung unter Zugrundelegung der in Anhang II angegebenen Be­
standteile festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 31. Januar 2014 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Jerzy PLEWA 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG I 

Ab dem 1. Februar 2014 für die Erzeugnisse gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 
geltende Einfuhrzölle 

KN-Code Warenbezeichnung Einfuhrzoll ( 1 ) 
(EUR/t) 

1001 19 00 

1001 11 00 

HARTWEIZEN der oberen Qualität 0,00 

mittlerer Qualität 0,00 

niederer Qualität 0,00 

ex 1001 91 20 WEICHWEIZEN, zur Aussaat 0,00 

ex 1001 99 00 WEICHWEIZEN der oberen Qualität, anderer als zur Aussaat 0,00 

1002 10 00 

1002 90 00 

ROGGEN 0,00 

1005 10 90 MAIS, zur Aussaat, anderer als Hybridmais 0,00 

1005 90 00 MAIS, anderer als zur Aussaat ( 2 ) 0,00 

1007 10 90 
1007 90 00 

KÖRNER-SORGHUM, anderer als Hybrid-Körner-Sorghum, zur 
Aussaat 

0,00 

( 1 ) Gemäß Artikel 2 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 642/2010 kann der Einfuhrzoll ermäßigt werden um 

— 3 EUR/t, wenn sich der Einfuhrhafen in der Union am Mittelmeer (jenseits der Meerenge von Gibraltar) oder am Schwarzen Meer 
befindet und die Ware über den Atlantischen Ozean oder den Suezkanal eintrifft, 

— 2 EUR/t, wenn sich der Einfuhrhafen in der Union in Dänemark, Estland, Irland, Lettland, Litauen, Polen, Finnland, Schweden, im 
Vereinigten Königreich oder an der Atlantikküste der Iberischen Halbinsel befindet und die Ware über den Atlantischen Ozean 
eintrifft. 

( 2 ) Der Einfuhrzoll kann pauschal um 24 EUR/t ermäßigt werden, wenn die Bedingungen nach Artikel 3 der Verordnung (EU) Nr. 
642/2010 erfüllt sind.
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ANHANG II 

Berechnungsbestandteile für die Zölle in Anhang I 

17.1.2014-30.1.2014 

1. Durchschnittswerte für den in Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 642/2010 genannten Bezugszeitraum: 

(EUR/t) 

Weichweizen ( 1 ) Mais Hartweizen hoher 
Qualität 

Hartweizen mitt­
lerer 

Qualität ( 2 ) 

Hartweizen niede­
rer 

Qualität ( 3 ) 

Börsennotierungen Minnéapolis Chicago — — — 

Notierung 178,81 123,92 — — — 

FOB-Preis USA — — 269,30 259,30 239,30 

Golf-Prämie 132,96 25,42 — — — 

Prämie Große Seen — — — — — 

( 1 ) Positive Prämie von 14 EUR/t inbegriffen (Artikel 5 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 642/2010). 
( 2 ) Negative Prämie von 10 EUR/t (Artikel 5 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 642/2010). 
( 3 ) Negative Prämie von 30 EUR/t (Artikel 5 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 642/2010). 

2. Durchschnittswerte für den in Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 642/2010 genannten Bezugszeitraum: 

Frachtkosten: Golf von Mexiko — Rotterdam: 18,21 EUR/t 

Frachtkosten: Große Seen — Rotterdam: — EUR/t

DE 1.2.2014 Amtsblatt der Europäischen Union L 32/31



BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS DES RATES 

vom 28. Januar 2014 

zur Ermächtigung der Mitgliedstaaten, das Übereinkommen über menschenwürdige Arbeit für 
Hausangestellte der Internationalen Arbeitsorganisation von 2011 (Übereinkommen Nr. 189) im 

Interesse der Europäischen Union zu ratifizieren 

(2014/51/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 153 in Verbindung mit Arti­
kel 218 Absatz 6 Buchstabe a Ziffer v und Artikel 218 Absatz 
8 Unterabsatz 1, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zustimmung des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission 
fördern die Ratifizierung internationaler Arbeitsüberein­
kommen, die von der Internationalen Arbeitsorganisation 
als zeitgemäß eingestuft wurden, als Beitrag zu den Be­
mühungen der Europäischen Union zur Förderung men­
schenwürdiger Arbeit für alle sowohl in der Union als 
auch außerhalb, wozu der Schutz und die Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen der Arbeitnehmer als wichtiger 
Bestandteil gehören. 

(2) Die meisten Vorschriften des Übereinkommens Nr. 189 
über menschenwürdige Arbeit für Hausangestellte der In­
ternationalen Arbeitsorganisation (IAO) von 2011, (im 
Folgenden „Übereinkommen“) werden großenteils vom 
Besitzstand der Union in den Bereichen Sozialpolitik, 
Gleichbehandlung, justizielle Zusammenarbeit in Strafsa­
chen sowie Asyl und Einwanderung abgedeckt. 

(3) Die Bestimmungen des Übereinkommens zum Schutz 
ausländischer Hausangestellter (Migranten) können mög­
licherweise die Arbeitnehmerfreizügigkeit beeinträchtigen, 
die in die ausschließliche Zuständigkeit der Union fällt. 

(4) Somit fallen Teile des Übereinkommens in den Zustän­
digkeitsbereich der Union, und die Mitgliedstaaten dürfen 

in Bezug auf diese Teile keine Verpflichtungen außerhalb 
des institutionellen Rahmens der Union eingehen. 

(5) Die Europäische Union selbst kann das Übereinkommen 
nicht ratifizieren, da nur Staaten Vertragsparteien des 
Übereinkommens sein können. 

(6) In dieser Situation müssen die Mitgliedstaaten und die 
Organe der Union zusammenarbeiten, um das Überein­
kommen ratifizieren zu können. 

(7) Daher sollte der Rat die Mitgliedstaaten, die an das Uni­
onsrecht über Mindestanforderungen im Bereich der Ar­
beitsbedingungen gebunden sind, ermächtigen, das Über­
einkommen im Interesse der Union zu ratifizieren — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten werden ermächtigt, in Bezug auf die Teile, 
die gemäß den Verträgen in die Zuständigkeit der Union fallen, 
das Übereinkommen über menschenwürdige Arbeit für Haus­
angestellte der Internationalen Arbeitsorganisation für 2011 
(Übereinkommen Nr. 189) zu ratifizieren. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 28. Januar 2014. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

G. STOURNARAS
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BESCHLUSS DES RATES 

vom 28. Januar 2014 

zur Ermächtigung der Mitgliedstaaten, das Übereinkommen über Sicherheit bei der Verwendung 
chemischer Stoffe bei der Arbeit der Internationalen Arbeitsorganisation von 1990 

(Übereinkommen Nr. 170), im Interesse der Europäischen Union zu ratifizieren 

(2014/52/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 114 in Verbindung mit Arti­
kel 218 Absatz 6 Buchstabe a Ziffer v und Artikel 218 Absatz 
8 Unterabsatz 1, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zustimmung des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission 
fördern die Ratifizierung internationaler Arbeitsüberein­
kommen, die von der Internationalen Arbeitsorganisation 
als zeitgemäß eingestuft werden, als Beitrag zu den Be­
mühungen der Europäischen Union zur Förderung men­
schenwürdiger Arbeit für alle sowohl in der Union als 
auch außerhalb, wozu der Schutz und die Verbesserung 
der Gesundheit und Sicherheit der Arbeitnehmer als 
wichtiger Bestandteil gehören. 

(2) Die Bestimmungen des Teils III des Übereinkommens Nr. 
170 über Sicherheit bei der Verwendung chemischer 
Stoffe bei der Arbeit der Internationalen Arbeitsorganisa­
tion (IAO) von 1990, (im Folgenden „Übereinkommen“) 
werden großenteils vom Besitzstand der Union zur An­
näherung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften im 
Bereich der Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung 
abgedeckt, der seit 1967 entwickelt und weiter konsoli­
diert wurde. 

(3) Somit fallen Teile des Übereinkommens in den Zustän­
digkeitsbereich der Union, und die Mitgliedstaaten dürfen 
in Bezug auf diese Teile keine Verpflichtungen außerhalb 
des institutionellen Rahmens der Union eingehen. 

(4) Die Europäische Union selbst kann das Übereinkommen 
nicht ratifizieren, da nur Staaten Vertragsparteien des 
Übereinkommens sein können. 

(5) In dieser Situation müssen die Mitgliedstaaten und die 
Organe der Union zusammenarbeiten, um das Überein­
kommen ratifizieren zu können. 

(6) Daher sollte der Rat die Mitgliedstaaten, die an das Uni­
onsrecht zur Annäherung von Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften zur Einstufung, Verpackung und Kennzeich­
nung gebunden sind, ermächtigen, das Übereinkommen 
im Interesse der Union zu ratifizieren — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten werden ermächtigt, in Bezug auf die Teile, 
die gemäß den Verträgen in die Zuständigkeit der Union fallen, 
das Übereinkommen über Sicherheit bei der Verwendung che­
mischer Stoffe der Internationalen Arbeitsorganisation von 
1990 (Übereinkommen Nr. 170) zu ratifizieren. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 28. Januar 2014. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

G. STOURNARAS
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EMPFEHLUNGEN 

EMPFEHLUNG DER KOMMISSION 

vom 29. Januar 2014 

Umgang mit den Konsequenzen des Entzugs des Wahlrechts von Unionsbürgern, die von ihrem 
Recht auf Freizügigkeit Gebrauch machen 

(2014/53/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (AEUV), insbesondere auf Artikel 292, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Vertrag von Lissabon stärkt die Rolle der Bürgerin­
nen und Bürger der Europäischen Union als politische 
Akteure, indem er sie eng in die Wahrnehmung ihrer 
politischen Rechte und das demokratische Leben in der 
Union einbindet. Nach Artikel 10 Absätze 1 und 3 des 
Vertrags über die Europäische Union beruht die Arbeits­
weise der Union auf der repräsentativen Demokratie, und 
alle Bürgerinnen und Bürgern haben das Recht, am de­
mokratischen Leben der Union teilzunehmen. Nach Ab­
satz 2 desselben Artikels, der diesen Prinzipien Ausdruck 
verleiht, sind die Bürgerinnen und Bürger auf Unions­
ebene unmittelbar im Europäischen Parlament vertreten, 
und die Mitgliedstaaten werden im Europäischen Rat von 
ihrem jeweiligen Staats- oder Regierungschef und im Rat 
von ihrer jeweiligen Regierung vertreten, die ihrerseits in 
demokratischer Weise gegenüber ihrem nationalen Par­
lament oder gegenüber ihren Bürgerinnen und Bürgern 
Rechenschaft ablegen müssen. 

(2) Gemäß Artikel 20 AEUV tritt die Unionsbürgerschaft zur 
nationalen Staatsbürgerschaft hinzu. 

(3) Artikel 21 AEUV und Artikel 45 der EU-Grundrechte­
charta verleihen jedem Unionsbürger das Recht, sich in 
der Europäischen Union frei zu bewegen und aufzuhal­
ten. 

(4) Mit dieser Empfehlung soll das Recht der EU-Bürger, die 
ihr Recht auf Freizügigkeit innerhalb der EU in Anspruch 
nehmen, auf Teilnahme am demokratischen Leben der 
Union gestärkt werden. 

(5) Eines der im Bericht über die Unionsbürgerschaft von 
2010 ( 1 ) identifizierten Hindernisse für eine politische 
Tätigkeit von EU-Bürgern bestimmter Mitgliedstaaten 
liegt im Verlust des Rechts auf Teilnahme an nationalen 
Wahlen in ihrem Heimatland, sobald sie eine bestimmte 
Zeit lang in einem anderen Mitgliedstaat wohnen. 

(6) Gegenwärtig gewährt kein Mitgliedstaat den in seinem 
Hoheitsgebiet wohnenden Unionsbürgern aus anderen 
Mitgliedstaaten das Recht auf Teilnahme an nationalen 
Wahlen. Somit dürfen EU-Bürger, denen das Wahlrecht 

wegen ihres Auslandsaufenthalts entzogen wurde, für ge­
wöhnlich in keinem Mitgliedstaat an nationalen Wahlen 
teilnehmen. 

(7) Die gegenwärtige Lage kann als unvereinbar mit der 
Grundidee der Unionsbürgerschaft angesehen werden, 
die zusätzlich zur Staatsbürgerschaft gilt und den EU- 
Bürger mit zusätzlichen Rechten ausstatten soll. Im vor­
liegenden Fall würde hingegen die Ausübung des Rechts 
auf Freizügigkeit mit einem Verlust an politischen Mit­
wirkungsrechten einhergehen. 

(8) Auch wenn EU-Bürger, denen das Wahlrecht zu nationa­
len Wahlen entzogen wurde, weiterhin an den Wahlen 
zum Europäischen Parlament teilnehmen können, so ist 
ihnen doch die Mitwirkung am nationalen Willensbil­
dungsprozess versagt, der zur Bildung der nationalen Re­
gierungen führt und auch die Zusammensetzung des Mi­
nisterrates, eines der beiden gesetzgebenden Organe der 
Union, mitbestimmt. 

(9) Der Verlust des Wahlrechts im Heimatland aufgrund der 
Ausübung des Rechts auf Umzug in einen anderen Mit­
gliedstaat wird von den Unionsbürgern als Lücke in ihren 
politischen Rechten wahrgenommen. 

(10) In ihrem Bericht über die Unionsbürgerschaft 2013 
„Rechte und Zukunft der Bürgerinnen und Bürger der 
EU“ ( 2 ) betonte die Kommission, dass die volle Teilhabe 
der EU-Bürger am demokratischen Leben der EU auf 
allen Ebenen den eigentlichen Kern der Unionsbürger­
schaft bildet. Dementsprechend kündigte sie konstruktive 
Vorschläge an, um EU-Bürgern mit Wohnsitz in einem 
anderen als ihrem Heimatstaat die volle Teilhabe am de­
mokratischen Leben der EU zu ermöglichen, damit diese 
ihr Wahlrecht bei nationalen Wahlen in ihrem Heimat­
land ausüben können (Aktion 12). 

(11) Das Wahlrecht ist ein elementares Bürgerrecht. Wie der 
Europäische Menschenrechtsgerichtshof hervorhob, han­
delt es sich beim Wahlrecht nicht um ein Privileg. Eine 
allgemeine, automatische und undifferenzierte Abwei­
chung vom Grundsatz des allgemeinen Wahlrechts würde 
die demokratische Legitimität der so gewählten gesetz­
gebenden Körperschaft und der von dieser verabschiede­
ten Gesetze aushöhlen ( 3 ). Ein demokratischer Staat muss
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vielmehr integrativ agieren. Der Europäische Gerichtshof 
für Menschenrechte hat ferner festgestellt, dass es, auch 
wenn ein gemeinsamer gesamteuropäischer Ansatz bisher 
fehlt, einen eindeutigen Trend gibt, im Ausland wohnen­
den Staatsangehörigen das Wahlrecht einzuräumen. 

(12) In bestimmten Mitgliedstaaten kann das aktuell geltende 
Recht dazu führen, dass in einem anderen Mitgliedstaat 
wohnende Unionsbürger gegenwärtig lediglich deshalb 
das Wahlrecht verlieren, weil sie seit einem bestimmten 
Zeitraum im Ausland leben. Die einschlägigen Vorschrif­
ten beruhen auf der Annahme, dass bei einem Auslands­
aufenthalt ab einer bestimmten Dauer die Verbindung zu 
den politischen Gegebenheiten im Heimatland verloren 
geht. Diese Annahme trifft jedoch nicht in jedem Einzel­
fall zu. Deswegen wäre es angemessen, Bürgern, denen 
der Entzug des Wahlrechts droht, die Möglichkeit zu 
geben nachzuweisen, dass sie weiterhin an der Politik 
in ihrem Heimatland Anteil nehmen. 

(13) EU-Bürger, die in einem anderen Mitgliedstaat wohnen, 
können ihr ganzes Leben lang enge Verbindungen mit 
ihrem Herkunftsland beibehalten und direkt von dort 
ergangenen Rechtsvorschriften betroffen sein. Dank des 
Zugangs zu grenzüberschreitenden Rundfunkangeboten 
sowie des Internets und anderer netz- und mobilfunk­
gestützter Kommunikationstechnologien wird es immer 
einfacher, vom Ausland aus mit den gesellschaftlichen 
und politischen Entwicklungen im Heimatland verbunden 
zu bleiben. 

(14) Die Gründe der aktuellen Politik im Hinblick auf den 
Wahlrechtsentzug sollten im Lichte der sozialen, wirt­
schaftlichen und technischen Realitäten, des generellen 
Trends zur Verbesserung politischer Mitwirkungsmöglich­
keiten und des gegenwärtigen Integrationsstands der EU 
und angesichts der immensen Bedeutung des Rechts auf 
demokratische Teilhabe in der EU neubewertet werden. 

(15) Ein integrativer und verhältnismäßiger Schritt bestünde 
darin, Staatsbürgern, die von ihrem Recht, sich in der 
Europäischen Union frei zu bewegen und aufzuhalten, 
Gebrauch machen, die Beibehaltung ihres Wahlrechts 
zu ermöglichen, wenn diese ein fortdauerndes Interesse 
am politischen Leben des Mitgliedstaats, dessen Angehö­
rige sie sind, nachweisen. 

(16) Als geeigneter Beleg sollte eine positive Handlung seitens 
der Betroffenen wie ein Antrag auf Verbleib im Wähler­
verzeichnis ihres Herkunftsmitgliedstaats ausreichen. Dies 
wäre das einfachste Mittel, ein fortdauerndes Interesse am 
politischen Leben des Heimatlandes unter Beweis zu stel­
len. Davon unberührt bliebe die Möglichkeit der betref­
fenden Mitgliedstaaten, ihren Bürgern zur Auflage zu 

machen, diesen Antrag in angemessenen Zeitabständen 
zu erneuern, um den Fortbestand eines solchen Interesses 
zu bestätigen 

(17) Um die Verwaltungslasten für Auslandsbürger möglichst 
gering zu halten, sollte der Antrag auf Aufnahme oder 
Verbleib im Wählerverzeichnis auf elektronischem Wege 
gestellt werden können. 

(18) Bürger, die in andere Mitgliedstaaten umziehen oder dort 
leben, sollten rechtzeitig und in geeigneter Weise über die 
Voraussetzungen für die Beibehaltung ihres Wahlrechts 
und die einschlägigen praktischen Vorkehrungen infor­
miert werden — 

HAT FOLGENDE EMPFEHLUNG ABGEGEBEN: 

1. Mitgliedstaaten, die das Recht ihrer Bürger auf Teilnahme an 
nationalen Wahlen mittels ausschließlich auf dem Wohnsitz 
gründender Regeln einschränken, sollten Staatsbürgern, die 
von ihrem Recht, sich in der Union frei zu bewegen und 
aufzuhalten, Gebrauch machen, die Beibehaltung ihres Wahl­
rechts ermöglichen, wenn sie ein fortdauerndes Interesse am 
politischen Leben des Mitgliedstaats, dessen Angehörige sie 
sind, nachweisen. Dies kann beispielsweise durch einen An­
trag auf Verbleib im Wählerverzeichnis geschehen. 

2. Die Erlaubnis zur Beibehaltung des Wahlrechts von in einem 
anderen Mitgliedstaat lebenden Staatsbürgern bei nationalen 
Wahlen mittels eines Antrags auf Verbleib im Wählerver­
zeichnis sollte unbeschadet der Möglichkeit für die betreffen­
den Mitgliedstaaten gewährt werden, verhältnismäßige flan­
kierende Regelungen wie die Auflage einer regelmäßigen Er­
neuerung des Antrags vorzusehen. 

3. Mitgliedstaaten, die ihren in einem anderen Mitgliedstaat 
wohnenden Bürgern die Beibehaltung ihres Wahlrechts zu 
nationalen Wahlen mittels eines Antrags bzw. eines Wieder­
holungsantrags auf Verbleib im Wählerverzeichnis erlauben, 
sollten eine elektronische Antragstellung ermöglichen. 

4. Mitgliedstaaten, in denen vorgesehen ist, dass in einem an­
deren Mitgliedstaat lebende Bürger ihr Wahlrecht zu natio­
nalen Wahlen verlieren können, sollten diese in geeigneter 
Weise und rechtzeitig über die Voraussetzungen und die 
erforderlichen Vorkehrungen für die Beibehaltung des Wahl­
rechts informieren. 

Diese Empfehlung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 29. Januar 2014 

Für die Kommission 

Viviane REDING 
Vizepräsidentin
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LEITLINIEN 

LEITLINIE DER EUROPÄISCHEN ZENTRALBANK 

vom 18. Dezember 2013 

zur Änderung der Leitlinie EZB/2004/18 über die Beschaffung von Euro-Banknoten 

(EZB/2013/49) 

(2014/54/EU) 

DER EZB-RAT — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 128 Absatz 1, 

gestützt auf die Satzung des Europäischen Systems der Zentral­
banken und der Europäischen Zentralbank, insbesondere auf 
Artikel 16, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Artikel 2 Absatz 1 der Leitlinie EZB/2004/18 vom 
16. September 2004 über die Beschaffung von Euro- 
Banknoten ( 1 ) sah vor, dass das einheitliche Ausschrei­
bungsverfahren des Eurosystems (single Eurosystem ten­
der procedure, SETP) spätestens am 1. Januar 2012 be­
ginnt. 

(2) Artikel 2 Absatz 1 der Leitlinie EZB/2004/18 wurde 
durch die Leitlinie EZB/2011/3 vom 18. März 2011 
zur Änderung der Leitlinie EZB/2004/18 über die Be­
schaffung von Euro-Banknoten ( 2 ) dahin gehend geändert, 
dass das SETP spätestens am 1. Januar 2014 beginnt, es 
sei denn, der EZB-Rat beschließt einen anderen Zeitpunkt 
für den Beginn dieses Verfahrens. 

(3) Nach Artikel 21 der Leitlinie EZB/2004/18 überprüft der 
EZB-Rat die Leitlinie EZB/2004/18 zu Beginn des Jahres 
2008 und alle zwei Jahre nach diesem Zeitpunkt. 

(4) Im Rahmen seiner letzten Überprüfung der Leitlinie 
EZB/2004/18 hat der EZB-Rat beschlossen, aufgrund ei­
ner Änderung der Annahmen, auf denen der voraussicht­
liche Zeitpunkt für den Beginn des SETP basierte, einen 
späteren Zeitpunkt für den Beginn des SETP vorzusehen. 

(5) Daher sollte die Leitlinie EZB/2004/18 entsprechend 
geändert werden — 

HAT FOLGENDE LEITLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Änderung 

Artikel 2 Absatz 1 der Leitlinie EZB/2004/18 erhält folgende 
Fassung: 

„(1) Das einheitliche Ausschreibungsverfahren des Eurosys­
tems beginnt an einem vom EZB-Rat festgelegten Zeitpunkt.“ 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Diese Leitlinie tritt am Tag ihrer Mitteilung an die nationalen 
Zentralbanken der Mitgliedstaaten, deren Währung der Euro ist, 
in Kraft. 

Artikel 3 

Adressaten 

Diese Leitlinie ist an die nationalen Zentralbanken der Mitglied­
staaten gerichtet, deren Währung der Euro ist. 

Geschehen zu Frankfurt am Main am 18. Dezember 2013. 

Für den EZB-Rat 
Der Präsident der EZB 

Mario DRAGHI

DE L 32/36 Amtsblatt der Europäischen Union 1.2.2014 

( 1 ) ABl. L 320 vom 21.10.2004, S. 21. 
( 2 ) ABl. L 86 vom 1.4.2011, S. 77.



GESCHÄFTS- UND VERFAHRENSORDNUNGEN 

ZUSÄTZLICHE VERFAHRENSORDNUNG DES GERICHTSHOFS 

Inhaltsverzeichnis 

Seite 

Kapitel I — Rechtshilfeersuchen (Artikel 1 bis 3) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 38 

Kapitel II — Prozesskostenhilfe (Artikel 4 und 5) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 39 

Kapitel III — Anzeigen wegen Eidesverletzungen von Zeugen und Sachverständigen (Artikel 
6 und 7) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 39 

— Schlussbestimmungen (Artikel 8 und 9) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 39 

Anlage I — Liste gemäß Artikel 2 Absatz 1 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 40 

Anlage II — Liste gemäß Artikel 4 Absatz 2 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 42 

Anlage III — Liste gemäß Artikel 6 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 44

DE 1.2.2014 Amtsblatt der Europäischen Union L 32/37



DER GERICHTSHOF — 

aufgrund des Artikels 207 der Verfahrensordnung ( 1 ), 

aufgrund des Artikels 46 Absatz 3 der Akte über die Bedingungen des Beitritts der Republik Bulgarien und 
Rumäniens und die Anpassungen der Verträge, auf denen die Europäische Union beruht ( 2 ), 

aufgrund des Artikels 45 der Akte über die Bedingungen des Beitritts der Republik Kroatien und die 
Anpassungen des Vertrags über die Europäische Union, des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union und des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft ( 3 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Gerichtshof hat am 25. September 2012 eine neue Verfahrensordnung erlassen, die mehrere 
inhaltliche und redaktionelle Änderungen gegenüber der von ihr aufgehobenen vorherigen Verfah­
rensordnung enthält. Diese Änderungen betreffen u. a. die in der neuen Verfahrensordnung ver­
wendete Terminologie und das Verfahren zur Bewilligung von Prozesskostenhilfe. Sie sollten daher 
in den Text der Zusätzlichen Verfahrensordnung übernommen werden. 

(2) Nach der Benennung neuer für die Behandlung der in den Artikeln 2, 4 und 6 der Zusätzlichen 
Verfahrensordnung geregelten Angelegenheiten zuständiger Stellen durch mehrere Mitgliedstaaten 
und dem Beitritt zur Europäischen Union der Republik Bulgarien und Rumäniens am 1. Januar 
2007 sowie der Republik Kroatien am 1. Juli 2013 ist außerdem eine Aktualisierung der in den 
drei Anlagen zur Zusätzlichen Verfahrensordnung enthaltenen Listen erforderlich; 

mit Genehmigung des Rates, die am 17. Dezember 2013 erteilt worden ist — 

ERLÄSST FOLGENDE ZUSÄTZLICHE VERFAHRENSORDNUNG: 

KAPITEL I 

Rechtshilfeersuchen 

Artikel 1 

(1) Das Rechtshilfeersuchen ergeht durch Beschluss; dieser Beschluss muss enthalten: Namen, Vornamen, 
Stellung und Anschrift der Zeugen oder Sachverständigen, die Bezeichnung der Tatsachen, über die die 
Zeugen oder Sachverständigen zu vernehmen sind, die Bezeichnung der Parteien, ihrer Bevollmächtigten, 
Anwälte oder Beistände und ihrer Zustellungsanschrift sowie eine kurze Darstellung des Streitgegenstands. 

(2) Der Kanzler stellt den Beschluss den Parteien zu. 

Artikel 2 

(1) Der Kanzler übermittelt den Beschluss der in Anlage I genannten zuständigen Stelle desjenigen Mit­
gliedstaats, in dessen Gebiet die Vernehmung der Zeugen oder Sachverständigen stattfinden soll. Er fügt dem 
Rechtshilfeersuchen gegebenenfalls eine Übersetzung in die Sprache oder die Sprachen dieses Mitgliedstaats 
bei. 

(2) Die in Absatz 1 bezeichnete Stelle leitet den Beschluss an das nach innerstaatlichem Recht zuständige 
Gericht weiter. 

(3) Das Gericht erledigt das Rechtshilfeersuchen nach den Vorschriften seines innerstaatlichen Rechts. 
Nach Erledigung des Rechtshilfeersuchens gibt das ersuchte Gericht das Rechtshilfeersuchen und die im Zuge 
der Erledigung angefallenen Vorgänge mit einer Aufstellung der entstandenen Kosten an die in Absatz 1 
bezeichnete Stelle zurück. Diese Unterlagen werden dem Kanzler des Gerichtshofs übermittelt. 

(4) Der Kanzler veranlasst die Übersetzung der betreffenden Schriftstücke in die Verfahrenssprache.
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Artikel 3 

Der Gerichtshof übernimmt die durch die Rechtshilfe anfallenden Kosten; er kann sie gegebenenfalls den 
Parteien auferlegen. 

KAPITEL II 

Prozesskostenhilfe 

Artikel 4 

(1) Der Gerichtshof bestimmt in dem Beschluss, mit dem er die Prozesskostenhilfe bewilligt, dass dem 
Antragsteller ein Anwalt beizuordnen ist. 

(2) Schlägt der Antragsteller nicht selbst einen Anwalt vor oder hält es der Gerichtshof für untunlich, 
dem Vorschlag des Antragstellers zu folgen, so übermittelt der Kanzler eine Ausfertigung des Beschlusses 
und eine Kopie des Antrags auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe der zuständigen Stelle des betroffenen 
Staates, die in Anlage II genannt ist. 

(3) Unter Berücksichtigung der von dieser Stelle übermittelten Vorschläge bestimmt der Gerichtshof von 
Amts wegen den Anwalt, der dem Antragsteller beizuordnen ist. 

Artikel 5 

Der Gerichtshof setzt die Kosten und Vergütung des Anwalts fest; auf Antrag kann ein Vorschuss auf diese 
Kosten und Vergütung ausbezahlt werden. 

KAPITEL III 

Anzeigen wegen Eidesverletzungen von Zeugen und Sachverständigen 

Artikel 6 

Hat ein Zeuge oder Sachverständiger vor dem Gerichtshof unter Eid falsch ausgesagt, so kann der Gerichts­
hof nach Anhörung des Generalanwalts beschließen, dies der in Anlage III genannten zuständigen Stelle des 
Mitgliedstaats anzuzeigen, dessen Gerichte für eine Strafverfolgung zuständig sind. 

Artikel 7 

Der Kanzler veranlasst die Zustellung des Beschlusses des Gerichtshofs. In diesem Beschluss sind die 
Tatsachen und Umstände anzugeben, auf denen die Anzeige beruht. 

Schlussbestimmungen 

Artikel 8 

Diese Zusätzliche Verfahrensordnung tritt an die Stelle der Zusätzlichen Verfahrensordnung vom 4. Dezem­
ber 1974 (ABl. L 350 vom 28.12.1974, S. 29) in ihrer zuletzt am 21. Februar 2006 geänderten Fassung 
(ABl. L 72 vom 11.3.2006, S. 1). 

Artikel 9 

(1) Diese Zusätzliche Verfahrensordnung ist in den in Artikel 36 der Verfahrensordnung genannten 
Sprachen verbindlich. Sie wird im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 

(2) Sie tritt mit dem Tag ihrer Veröffentlichung in Kraft. 

Geschehen zu Luxemburg am 14. Januar 2014.
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ANLAGE I 

Liste gemäß Artikel 2 Absatz 1 

Belgien 

Service public fédéral Justice — Federale Overheidsdienst Justitie 

Bulgarien 

Министър на правосъдието 

Tschechische Republik 

Ministr spravedlnosti 

Dänemark 

Justitsministeriet 

Deutschland 

Bundesministerium der Justiz 

Estland 

Justiitsministeerium 

Irland 

Minister for Justice and Equality 

Griechenland 

Υπουργείο Δικαιοσύνης, Διαφάνειας και Ανθρωπίνων Δικαιωμάτων 

Spanien 

Ministerio de Justicia 

Frankreich 

Ministère de la justice 

Kroatien 

Ministarstvo pravosuđa 

Italien 

Ministero della Giustizia 

Zypern 

Υπουργός Δικαιοσύνης και Δημόσιας Τάξεως 

Lettland 

Latvijas Republikas Tieslietu ministrija 

Litauen 

Lietuvos Respublikos teisingumo ministerija 

Luxemburg 

Parquet général 

Ungarn 

Közigazgatási és Igazságügyi Minisztérium
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Malta 

Avukat Ġenerali 

Niederlande 

Minister van Veiligheid en Justitie 

Österreich 

Bundesministerium für Justiz 

Polen 

Ministerstwo Sprawiedliwości 

Portugal 

Ministro da Justiça 

Rumänien 

Ministerul Justiției 

Slowenien 

Ministrstvo za pravosodje 

Slowakei 

Minister spravodlivosti 

Finnland 

Oikeusministeriö 

Schweden 

Regeringskansliet Justitiedepartementet 

Vereinigtes Königreich 

Secretary of State for the Home Department

DE 1.2.2014 Amtsblatt der Europäischen Union L 32/41



ANLAGE II 

Liste gemäß Artikel 4 Absatz 2 

Belgien 

Service public fédéral Justice — Federale Overheidsdienst Justitie 

Bulgarien 

Министър на правосъдието 

Tschechische Republik 

Česká advokátní komora 

Dänemark 

Justitsministeriet 

Deutschland 

Bundesrechtsanwaltskammer 

Estland 

Justiitsministeerium 

Irland 

Minister for Justice and Equality 

Griechenland 

Υπουργείο Δικαιοσύνης, Διαφάνειας και Ανθρωπίνων Δικαιωμάτων 

Spanien 

Consejo General de la Abogacía Española 

Frankreich 

Ministère de la justice 

Kroatien 

Ministarstvo pravosuđa 

Italien 

Ministero della Giustizia 

Zypern 

Υπουργός Δικαιοσύνης και Δημόσιας Τάξεως 

Lettland 

Latvijas Republikas Tieslietu ministrija 

Litauen 

Lietuvos Respublikos teisingumo ministerija 

Luxemburg 

Ministère de la justice
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Ungarn 

Közigazgatási és Igazságügyi Minisztérium 

Malta 

Segretarju Parlamentari għall-Gustizzja 

Niederlande 

Algemene Raad van de Nederlandse Orde van Advocaten 

Österreich 

Bundesministerium für Justiz 

Polen 

Ministerstwo Sprawiedliwości 

Portugal 

Ministro da Justiça 

Rumänien 

Uniunea Națională a Barourilor din România 

Slowenien 

Ministrstvo za pravosodje 

Slowakei 

Slovenská advokátska komora 

Finnland 

Oikeusministeriö 

Schweden 

Sveriges advokatsamfund 

Vereinigtes Königreich 

The Law Society, London (for applicants residing in England or Wales) 

The Law Society of Scotland, Edinburgh (for applicants residing in Scotland) 

The Law Society of Northern Ireland, Belfast (for applicants residing in Northern Ireland)
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ANLAGE III 

Liste gemäß Artikel 6 

Belgien 

Service public fédéral Justice — Federale Overheidsdienst Justitie 

Bulgarien 

Върховна касационна прокуратура на Република България 

Tschechische Republik 

Nejvyšší státní zastupitelství 

Dänemark 

Justitsministeriet 

Deutschland 

Bundesministerium der Justiz 

Estland 

Riigiprokuratuur 

Irland 

The Office of the Attorney General 

Griechenland 

Υπουργείο Δικαιοσύνης, Διαφάνειας και Ανθρωπίνων Δικαιωμάτων 

Spanien 

Consejo General del Poder Judicial 

Frankreich 

Ministère de la justice 

Kroatien 

Zamjenik Glavnog državnog odvjetnika 

Italien 

Ministero della Giustizia 

Zypern 

Γενικός Εισαγγελέας της Δημοκρατίας 

Lettland 

Latvijas Republikas Ģenerālprokuratūra 

Litauen 

Lietuvos Respublikos generalinė prokuratūra 

Luxemburg 

Parquet général 

Ungarn 

Közigazgatási és Igazságügyi Minisztérium
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Malta 

Avukat Ġenerali 

Niederlande 

Minister van Veiligheid en Justitie 

Österreich 

Bundesministerium für Justiz 

Polen 

Ministerstwo Sprawiedliwości 

Portugal 

Ministro da Justiça 

Rumänien 

Parchetul de pe lângă Înalta Curte de Casație și Justiție 

Slowenien 

Ministrstvo za pravosodje 

Slowakei 

Minister spravodlivosti 

Finnland 

Keskusrikospoliisi 

Schweden 

Åklagarmyndigheten 

Vereinigtes Königreich 

Her Majesty’s Attorney General (for witnesses or experts residing in England or Wales) 

Her Majesty’s Advocate General (for witnesses or experts residing in Scotland) 

Her Majesty’s Attorney General (for witnesses or experts residing in Northern Ireland)

DE 1.2.2014 Amtsblatt der Europäischen Union L 32/45









LEITLINIEN 

2014/54/EU: 

★ Leitlinie der Europäischen Zentralbank vom 18. Dezember 2013 zur Änderung der Leitlinie 
EZB/2004/18 über die Beschaffung von Euro-Banknoten (EZB/2013/49) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 36 

GESCHÄFTS- UND VERFAHRENSORDNUNGEN 

★ ZUSÄTZLICHE VERFAHRENSORDNUNG DES GERICHTSHOFS . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 37 

DE 

Inhalt (Fortsetzung)



EUR-Lex (http://new.eur-lex.europa.eu) bietet einen direkten und kostenlosen Zugang zum EU-Recht. 
Die Website ermöglicht die Abfrage des Amtsblatts der Europäischen Union und enthält darüber hinaus 

die Rubriken Verträge, Gesetzgebung, Rechtsprechung und Vorschläge für Rechtsakte. 

Weitere Informationen über die Europäische Union finden Sie unter: http://europa.eu 
DE


	Inhalt
	Beschluss des Rates vom 20. Januar 2014 zur Verlängerung des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Regierung der Russischen Föderation über wissenschaftliche und technische Zusammenarbeit (2014/50/EU)
	Durchführungsverordnung (EU) Nr. 88/2014 der Kommission vom 31. Januar 2014 zur Festlegung eines Verfahrens zur Änderung von Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates über die Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von Biozidprodukten (Text von Bedeutung für den EWR)
	Durchführungsverordnung (EU) Nr. 89/2014 der Kommission vom 31. Januar 2014 zur Genehmigung von Bis-(N-cyclohexyldiazeniumdioxy)-Kupfer (Cu-HDO) als alten Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktart 8 (Text von Bedeutung für den EWR)
	Durchführungsverordnung (EU) Nr. 90/2014 der Kommission vom 31. Januar 2014 zur Genehmigung von Decansäure als alten Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktarten 4, 18 und 19 (Text von Bedeutung für den EWR)
	Durchführungsverordnung (EU) Nr. 91/2014 der Kommission vom 31. Januar 2014 zur Genehmigung von S-Methopren als alten Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktart 18 (Text von Bedeutung für den EWR)
	Durchführungsverordnung (EU) Nr. 92/2014 der Kommission vom 31. Januar 2014 über die Zulassung von Zineb als alter Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten des Produkttyps 21 (Text von Bedeutung für den EWR)
	Durchführungsverordnung (EU) Nr. 93/2014 der Kommission vom 31. Januar 2014 zur Genehmigung von Octansäure als alten Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktarten 4 und 18 (Text von Bedeutung für den EWR)
	Durchführungsverordnung (EU) Nr. 94/2014 der Kommission vom 31. Januar 2014 zur Genehmigung von Iod, einschließlich Polyvinylpyrrolidon-Iod, als alten Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktarten 1, 3, 4 und 22 (Text von Bedeutung für den EWR)
	Durchführungsverordnung (EU) Nr. 95/2014 der Kommission vom 31. Januar 2014 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise
	Durchführungsverordnung (EU) Nr. 96/2014 der Kommission vom 31. Januar 2014 zur Festsetzung der ab dem 1. Februar 2014 im Getreidesektor geltenden Einfuhrzölle
	Beschluss des Rates vom 28. Januar 2014 zur Ermächtigung der Mitgliedstaaten, das Übereinkommen über menschenwürdige Arbeit für Hausangestellte der Internationalen Arbeitsorganisation von 2011 (Übereinkommen Nr. 189) im Interesse der Europäischen Union zu ratifizieren (2014/51/EU)
	Beschluss des Rates vom 28. Januar 2014 zur Ermächtigung der Mitgliedstaaten, das Übereinkommen über Sicherheit bei der Verwendung chemischer Stoffe bei der Arbeit der Internationalen Arbeitsorganisation von 1990 (Übereinkommen Nr. 170), im Interesse der Europäischen Union zu ratifizieren (2014/52/EU)
	Empfehlung der Kommission vom 29. Januar 2014 Umgang mit den Konsequenzen des Entzugs des Wahlrechts von Unionsbürgern, die von ihrem Recht auf Freizügigkeit Gebrauch machen (2014/53/EU)
	Leitlinie der Europäischen Zentralbank vom 18. Dezember 2013 zur Änderung der Leitlinie EZB/2004/18 über die Beschaffung von Euro-Banknoten (EZB/2013/49) (2014/54/EU)
	ZUSÄTZLICHE VERFAHRENSORDNUNG DES GERICHTSHOFS

